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Zusammenfassung 
Gegenstand nnd Ziel 

Der Konsum von Produkten und Dienstleistungen erfüllt vielfältige gesellschaftliche und individuelle Funkti- 
onen. Er ist eine wichtige Grundlage des wirtschaftlichen Wachstums und des Wohlstands und ermöglicht den 
Konsumentinnen und Konsumenten, Bedürfnisse wie Essen, Wohnen, Mobilität und Unterhaltung zu erfüllen 
sowie individuelle Lebensformen zu entfalten. Der Konsum von Produkten und Dienstleistungen sowie deren 
Nutzung und Entsorgung beeinflussen dabei jedoch in erheblichem Maße nicht nur die wirtschaftliche und so- 
ziale Situation der Menschen, sondern auch den Zustand der Umwelt. 

Der Konsum der privaten Flaushalte ist für einen großen Teil der Ressourceninanspruchnahme und der Um- 
welteinflüsse verantwortlich. Flier liegt folglich ein großes Potenzial zur Verringerung der Umweltbelastung, 
nicht nur im Bereich des Klimaschutzes, sondern auch im Flinblick auf Biodiversität, Ressourcenschonung 
und anderer Umweltaspekte. Der Konsum beeinflusst zudem soziale Aspekte wie Teilhabe aller gesellschaft- 
lichen Gruppen, Arbeitsbedingungen in der Wertschöpfungskette und Vielfalt der Angebotsstruktur. 

Nachhaltiger Konsum heißt, heute so zu konsumieren, dass die Bedürfnisbefriedigung heutiger und zukünfti- 
ger Generationen unter Beachtung der Belastbarkeitsgrenzen der Erde nicht gefährdet wird. Die Bundesregie- 
rung beschreibt im Nationalen Programm für nachhaltigen Konsum die relevanten Flandlungsfelder und be- 
nennt jeweils konkrete - teilweise weiter zu prüfende — Maßnahmen. Das Programm stellt dabei nicht das En- 
de eines Prozesses dar, sondern einen Weg, wie der notwendige Strukturwandel in Wirtschaft und Gesell- 
schaft in Richtung Nachhaltigkeit in Deutschland weiter vorangetrieben werden soll. 

Inhalte und Handlungsfelder 

Das Nationale Programm für nachhaltigen Konsum gliedert sich in fünf Kapitel. 

Im ersten Kapitel werden Ziele und Handlungsbedarf aufgezeigt und bisherige Aktivitäten der Bundesregie- 
rung im Bereich des nachhaltigen Konsums erläutert. Es wird deutlich gemacht, dass nachhaltiger Konsum 
möglich ist, aber auch dass es weiterhin noch Hemmnisse gibt, die abgebaut werden müssen. 

Im zweiten Kapitel werden auf der Basis des Leitbilds der Nachhaltigkeit Leitideen für eine Politik des nach- 
haltigen Konsums entwickelt. Das Nationale Programm für nachhaltigen Konsum wird geprägt durch fünf 
Leifideen: 

1 . Verbraucherinnen und Verbraucher einen nachhaltigen Konsum ermöglichen 

2. Nachhaltigen Konsum von der Nische zum Mainstream befördern 

3. Teilhabe aller Bevölkerungsgrappen an nachhaltigem Konsum gewährleisten 

4. Lebenszyklus-Perspektive auf Produkte und Dienstleistungen anwenden 

5. Vom Produktfokus zur Systemsicht und vom Verbraucher zum Nutzer 

Im dritten Kapitel werden übergreifende Handlungsansätze dargestellt, die dazu dienen, mit Hilfe von konkre- 
ten Maßnahmenvorschlägen den nachhaltigen Konsum systematisch zu stärken und auszubauen. Folgende 
übergreifende Handlungsansätze werden im Programm adressiert: 

• Gesellschaftliche Diskussion: Diskussionen und Reflexion zu Lebensstilen und deren Veränderungs- 
möglichkeiten in Richtung Nachhaltigkeit anregen. 

• Bildung: Vermittlung von Wissen über ökologische, ökonomische und soziale Wirkungen des Verbrau- 
cherverhaltens sowie Kompetenzentwicklung als zentrale Grundlage für einen nachhaltigen Konsum. 

• Verbraucherinformation: Verstärkter Praxisbezug von Informationen, um nachhaltigen Konsum erleb- 
barer und nachvollziehbarer für Bürgerinnen und Bürger zu gesfalten. 

• Umwelt- und Sozialzeichen: Weiterentwicklung und Stärkung glaubwürdiger und ambitionierter „Ver- 
frauenslabel“. 

• Umweltgerechte Produktgestaltung (Ökodesign): Stärkere Beachtung von lebenszyklusbasierten Prin- 
zipien und Praktiken beim umweltgerechten Produktdesign. 

• Nachhaltige öffentliche Beschaffung: Berücksichtigung von Umwelt- und Sozialstandards sowie Wahr- 
nehmung der Vorbildfunktion der öffentlichen Hand. 
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• Forschung für nachhaltigen Konsum: Forschung zu Wirkungen des Konsum- und Verbraucherver- 
haltens sowie Entwicklung von Lösungsansätzen in spezifischen Projekten wie einem „zweiten Preis- 
schild“. 

• Soziale Innovationen: Das Potenzial sozialer Innovationen für einen nachhaltigen Konsum systema- 
tisch erfassen, nutzen und besser ausschöpfen helfen. 

• Monitoring für nachhaltigen Konsum: Erarbeitung von Indikatoren und Benchmarks zu den Wirkun- 
gen des Konsums sowie zur besseren Messbarkeit von Änderangen im Konsumverhalten. 

Neben diesen übergreifenden Handlungsfeldem werden im vierten Kapitel des Programms in sechs Bedürfnis- 
feldem die Maßnahmenbereiche adressiert, die für nachhaltigen Konsum besonders relevant sind: 

Mobilität: Ziel ist es den Verkehr der Zukunft umweltverträglicher, ressourcenschonender, effizienter und 
sicher zu gestalten, wobei individuelle, sich ändernde Mobilitätsbedürfhisse zu berücksichtigen sind. Die 
Maßnahmenbereiche umfassen dabei folgende Ansätze: 

V Klimafreundliche Mobilitätsformen begünstigen 

V Förderung von Telearbeit und mobilem Arbeiten 

V Vernetzte Mobilitätsweisen fördern 

V Kurze Wege im Alltag ermöglichen 

Ernährung: Ziel ist eine gesunde, tierschutzgerechte, umweltschonende und alltagsadäquate Emährangs- 
weise, die für alle Konsumentinnen und Konsumenten möglichst einfach umsetzbar und finanziell tragbar 
ist. Die Maßnahmenbereiche umfassen dabei folgende Ansätze: 

V Nachhaltige Emährang als gesundheitsförderndes Konzept verankern 

V Nachhaltige Emährang als ökologisches Konzept verankern 

V Verringerung von Lebensmittelabfällen 

V Regionalität stärken 

Haushalt und Wohnen: Ziel ist eine Stärkung der Verbraucherkompetenz zur Verringerung der Umweltbe- 
lastung bei der Haushaltsführung sowie eine Ausweitung der Nutzung ressourcenschonender Haushaltsgü- 
ter. Die Maßnahmenbereiche umfassen dabei folgende Ansätze: 

V Förderung der weiteren Verbreitung energiesparender, ressourcenschonender und gesundheitsschonen- 
der Haushaltsgüter 

V Förderung neuer Wohnformen in der Gemeinschaft 

V Reduktion des konsumbedingten Haushaltsmülls 

V Unterstützung von verhaltensbezogenen Maßnahmen zum sparsamen Heizen 

Büro und Arbeit: Ziel ist eine Verbreitung nachhaltiger IKT-Produkte und eine längere Nutzung dieser 
sowie die Sensibilisierung der Verbraucherinnen und Verbraucher hinsichtlich der Umwelt- und Sozialfol- 
gen der entsprechenden Geräte. Auch gilt es, den Einsatz von Recyclingpapieren oder die Vermeidung von 
Papier zu fördern. Die Maßnahmenbereiche umfassen dabei folgende Ansätze: 

V Verbraucherinnen und Verbraucher für nachhaltige IKT sensibilisieren und Angebot nachhaltiger IKT 
ausweiten 

V Auf eine Verlängerung der Nutzungsdauer von IKT-Produkten hinwirken 

V Den Absatz von Recyclingpapieren fördern 

Bekleidung: Ziel ist es, das Bewusstsein für nachhaltigen Bekleidungskonsum zu stärken und so z. B. die 
absolute Konsummenge durch eine längere Nutzung von Kleidungsstücken zu verringern sowie den Anteil 
von nachhaltig produzierten Textilien am gesamten Bekleidungsmarkt zu erhöhen. Die Maßnahmenbereiche 
umfassen dabei folgende Ansätze: 

V Schaffung eines Bewussfseins für nachhaltigen Bekleidungskonsum 

V Förderung innovativer Infrastrukturen und Geschäftsmodelle im Bereich der Instandhaltung, Weiter- 
verwertung und Wiederverwendung von Bekleidungstextilien 

V Verringerung möglicher Umwelt- und Gesundheitsrisiken bei neuartigen Funktionstextilien 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 18/7732 


Tourismus und Freizeit: Ziel ist eine Reduzierung der ökologischen und sozialen Auswirkungen, die von 
Urlaubs- und Geschäftsreisen ausgehen sowie eine Überführung des bei vielen vorhandenen Interesses oder 
Verständnisses für eine nachhaltigere Gestaltung von Urlaub und Reisen in entsprechende Handlungen. Die 
Maßnahmenbereiche umfassen dabei folgende Ansätze: 

V Transparenz bei nachhaltigem Tourismus schaffen 
Z Klimaffeundliche Urlaubsreisen fördern 
Z Freizeitangebote als nachhaltigkeitsorientierte Lemorte fördern 

Im fünften Kapitel wird erläutert, wie die institutioneile Begleitung des Programms ausgestaltet ist und wie 
eine Einbindung der Stakeholder weiter gewährleistet werden soll. Hierfür soll das Programm eine Art Platt- 
form bilden, welche sowohl zur Ausweitung existierender erfolgreicher Instrumente und Ansätze dienen soll, 
als auch zur Initiierang neuer Projekte. Dies soll helfen, der Vielfalt der Ansätze im Konsumbereich gerecht 
zu werden und möglichst viele Akteure zur Beteiligung zu bewegen. Denn nur mit Beteiligung aller gesell- 
schaftlichen Gruppen kann eine Veränderung der Konsummuster in unserer Gesellschaft hin zu mehr Nach- 
haltigkeit erreicht werden. Das Programm stellt daher in erster Linie den Anfang auf dem Weg hin zu nach- 
haltigem Konsum und nachhaltigem Lebensstil dar. 
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1 Konsum - ein zentrales Handlungsfeld für nachhaltige Entwicklung 

Nachhaltiger Konsum heißt, heute so zu konsumieren, dass die Bedürfnisbefriedigung heutiger und zukünfti- 
ger Generationen unter Beachtung der Belastbarkeitsgrenzen der Erde nicht gefährdet wird. Dabei wirkt sich 
Konsum in Deutschland aufgrand global verflochtener Produktionsprozesse und der damit vielfach verbunde- 
nen Auswirkungen, z. B. auf die Umwelt, in der Regel auch auf die Bedürfnisbefriedigung der Menschen im 
Ausland aus. 

Die universelle Gültigkeif des Themas wurde in der im September 2015 beim UN -Nachhaltigkeitsgipfel in 
New York beschlossenen 2030 Agenda für nachhaltige Entwicklung („Transforming our world“) noch einmal 
für die gesamte internationale Gemeinschaft mit konkreten Zielsetzungen festgeschrieben. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei die Anerkennung, dass nur durch die gleichmäßige und angemessene Berücksichtigung 
ökologischer, sozialer und wirtschaftlicher Belange und durch die Beteiligung aller relevanten Akteure (Re- 
gierungen, Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft, Bürgerinnen und Bürger) echte Nachhaltigkeit sicher- 
gestellt werden kann. 

Wie in der Enquetekommission des Deutschen Bundestages für Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität 
diskutiert wird, bedeutet dies auch eine kritische Auseinandersetzung mit unseren Lebensstilen und unserem 
W ohlstandskonzept. 

Deutlich mehr Nachhaltigkeit beim Konsum ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Verantwortlich sind 
alle: öffentliche Hand, Handel, Industrie und jeder Einzelne. Eine Abwälzung der Verantwortung allein auf 
die Verbraucherinnen und Verbraucher darf nicht erfolgen, dennoch ist ihre engagierte Mitwirkung für eine 
erfolgreiche Politikgestaltung unverzichtbar. 

Angebot und Nachfrage sind eng miteinander verzahnt und bedingen sich in der Regel gegenseitig. Dies ist 
auch beim nachhaltigen Konsum - also der Nachfrageseite — zu berücksichtigen. Bisher steht die Produktion 
von Gütern und Dienstleistungen mit einer Vielzahl von Regelungen und Programmen hinsichtlich deren 
nachhaltigeren Gestaltung im politischen Fokus. Das „Nationale Programm für nachhaltigen Konsum“ zielt 
hingegen darauf ab, die Nachfrageseite und die Auswirkungen des Konsums zu adressieren. 

Der Konsum von Produkten und Dienstleistungen erfüllt vielfältige gesellschaftliche und individuelle Funkti- 
onen. Er ist eine Grundlage des wirtschaftlichen Wachstums und des Wohlstands und ermöglicht den Konsu- 
mentinnen und Konsumenten, Bedürfnisse, wie Essen, Wohnen, Mobilifäf und Unterhaltung, zu erfüllen und 
individuelle Lebensformen zu enffalfen. ln den Indusfrieländem haben sich heute überwiegend Lebensstile 
durchgesetzt, die mit einem hohen Bedarf an Energie und weiteren natürlichen Ressourcen einhergehen. 

Mit dem Kauf, der Nutzung und der Entsorgung von Produkten und Dienstleistungen sind entlang der gesam- 
ten Wertschöpfungskette Emissionen und Ressourcennutzungen sowie z. T. unerwünschte ökologische und 
soziale Auswirkungen (z. B. gesundheitsgefährdende Arbeifsbedingungen in manchen Ländern) verbunden. 
Gleichzeitig entwickeln Unternehmen in einem marktwirtschaftlichen Wettbewerb die Produkte beständig 
weiter. Der als Ergebnis dieses Wettbewerbs entstehende technologische Fortschritt hilft bei der Lösung so- 
zialer und ökologischer Probleme. 

Effizienzgewinne, z. B. durch energieeffiziente Produkte, werden dabei häufig durch eine wachsende Nach- 
frage geschmälert (Rebound-Effekt). Effizienzgewinne - im Sinne eines sinkenden spezifischen Energiebe- 
darfs pro Produkt oder Dienstleistung — allein sind daher nicht ausreichend, um die mit der Ressourceninan- 
sprachnahme verbundenen Wirkungen des Konsums einzudämmen. 

Verursacht der Konsum externe Kosten in Form von Umweltschäden, wie Klimawandel, Verlust biologischer 
Vielfalt, Flächenverbrauch, Versauerung von Böden oder Wasserübemutzung, gehen diese zu Lasten der Ge- 
meinschaft. Häufig entsfehen solche Auswirkungen im Ausland oder werden sich ersf in Zukunft auf die nach- 
folgenden Generationen auswirken. 

Die derzeitige Nutzung von natürlichen Ressourcen übersteigt schon jetzt in vielen Bereichen die Grenzen der 
Erde. Aber ohne funktionierende globale Ökosysteme ist Wohlstand nicht dauerhaft möglich. Um der globa- 
len Verantwortung gerecht zu werden, muss unser Konsumverhalten nachhaltiger werden. 

Dabei darf es weder darum gehen, die Konsumentinnen und Konsumenten zu bevormunden, noch als Staat als 
vermeintlich besserer Unternehmer zu agieren. Verbraucherinnen und Verbraucher sollten erforderliche Ver- 
haltensänderangen eigenständig vornehmen, und der Staat sollte hierfür geeignefe Rahmenbedingungen sef- 
zen. Nachhaltige Konsumentscheidungen können u. a. durch Information und Bildung sowie durch nachhalti- 
ge Produkt- und Dienstleistungsaltemativen unterstützt werden. Neben den Nachhaltigkeitszielen dürfen auch 
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die ökonomischen Auswirkungen, etwa in Form von bürokratischen Aufwand oder höheren Produktionskos- 
ten, nicht aus dem Blick verloren werden. 

Um die ökologischen, sozialen und ökonomischen Potenziale nachhaltiger Konsum- und Lebensweisen zu 
fördern, ist ein strategisches und kohärentes Vorgehen erforderlich. Der Staat sollte hierbei mit gutem Beispiel 
vorangehen, entscheidende Impulse setzen, moderierend, flankierend, ermöglichend und - soweit erforder- 
lich — steuernd tätig werden. Wegweisend als Vorbild durch eine nachhaltige öffentliche Beschaffung; mode- 
rierend, indem er die Vernetzung von relevanten Akteuren und strategische Allianzen fördert und Dialogpro- 
zesse gestaltet; ermöglichend und flankierend, indem er z. B. die zur Umsetzung nötigen Ressourcen ausbaut 
oder durch Investitionen in Forschung und Entwicklung Innovationen für nachhaltigen Konsum unterstützt; 
steuernd, indem er rechtliche und ökonomische Rahmenbedingungen vorgibt. Die vorgeschlagenen Maßnah- 
men des Programms werden im Rahmen der geltenden Finanzplanansätze der Ressorts unter Vorbehalt der 
Verfügbarkeit der notwendigen Haushaltsmittel umgesetzt. 

Durch das Programm sollen Verbraucherinnen und Verbraucher noch besser in die Lage versetzt werden, die 
umweltbezogenen und sozialen Folgen ihres Konsums zu verstehen. Alternative Konsummuster sollen aufge- 
zeigt und verfügbare nachhaltige Handlungsaltemativen gestärkt werden, ohne hierbei die eigenverantwortli- 
che Entscheidung der Verbraucherinnen und Verbraucher vorwegzunehmen. Außerdem sollen Anreize für in- 
novative und marktkonforme Ansätze gestärkt werden, die nachhaltigen Konsum ermöglichen. Zugleich soll 
eine breitere nationale Diskussion über Lebensstile und Wertewandel angeregt werden, die auch ordnungspo- 
litische und ökonomische Aspekte berücksichtigt. 

Der Adressatenkreis des Programms umfasst dabei nicht nur Verbraucherinnen und Verbraucher, sondern alle 
relevanten Akteure, wie Unternehmen und den Handel, die Zivilgesellschaft, die Wissenschaft, Medien, 
Kommunen etc. sowie auch die öffentliche Hand in ihrer Vorbildfunktion. Keiner Seite allein kann die aus- 
schließliche Verantwortung für einen nachhaltigen Konsum übertragen werden. Vielmehr muss hierbei vom 
Prinzip der geteilten Verantwortung ausgegangen werden. 

1.1 Nachhaltiger Konsum ist möglich 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung sowie Fragen des Umweltschutzes haben sich in den vergangenen 
Jahren zunehmend in Gesellschaft und Alltagskultur etabliert. In der Wahrnehmung der Bürgerinnen und 
Bürger werden Umwelt- und Klimaschutz als wichtig für die Bewältigung langfristiger Aufgaben gesehen: 
Aktuell sind fast zwei Drittel der Bundesbürgerinnen und -bürger der Meinung, dass ein hinreichender Um- 
weltschutz eine grundlegende Bedingung dafür ist, dass gesellschaftliche Zukunftsaufgaben, wie die Globali- 
sierung, die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft, 
aber auch Fragen der Förderang des allgemeinen Wohlstandsniveaus, gemeistert werden können. 

Fast zwei Drittel der Deutschen stimmen der Aussage zu, dass die Umwelt nur langfristig geschützt werden 
kann, wenn alle ressourcenschonend konsumieren. Dieser allgemeine und langsam verlaufende Bewusst- 
seinswandel hat in der Bevölkerung eine Offenheit gegenüber nachhaltigem Konsum entstehen lassen, wie die 
Studien des Umweltbundesamtes zum Umweltbewusstsein im Zeitraum von 1996 bis 2014 zeigen. So ist auch 
eine steigende Nachfrage nach „grünen“ Produkten zu erkennen und der Wille zum Umstieg auf umwelt- 
freundliche Alternativen weit verbreitet. Dabei wächst insbesondere die Bereitschaft, sich auf Alternativen 
einzulassen, die keinen „Verzicht“ bedeuten, sondern vielmehr einen persönlichen Mehrwert darstellen und 
gleichzeitig auch zu Kostenersparnissen führen können. Dazu gehört z. B. die Umstellung auf die Benutzung 
des Fahrrads statt des Pkws für den täglichen Weg zur Arbeit, welche auch positive gesundheitliche Auswir- 
kungen haben kann. Diese Alternativen stellen vermehrt eine Lebensqualität in den Vordergrund, die neben 
materiellen auch auf immateriellen Aspekten aufbaut und die ökologischen und sozialen Negativfolgen des 
eigenen Alltagshandelns soweit wie möglich verringert. Dennoch lässt sich eine Diskrepanz zwischen dem 
Umweltbewusstsein vieler Verbraucherinnen und Verbraucher und ihrem tatsächlichen Handeln feststellen. 

Die Gesellschaft in Deutschland ist in Fragen des nachhaltigen Konsums in Bewegung geraten. In einigen 
Konsumbereichen konnte durch die Weichenstellung von Umwelt- und Verbraucherpolitik bereits eine Aus- 
prägung dauerhafter nachhaltigkeitsorientierter Konsumstrakturen gelingen. So greifen fast dreiviertel der 
Bürgerinnen und Bürger beim Kauf von Haushaltsgeräten und Leuchtmitteln immer oder sehr oft zu den 
energieeffizienten Alternativen; mehr als ein Drittel der Bevölkerung gibt an, bereits einmal Ökosfrom bezo- 
gen zu haben und auch als umweltverfräglich gekennzeichnete Reinigungsmittel werden von einer Mehrheit 
der Verbraucherinnen und Verbraucher nachgefragt. Diesen positiven Trend gilt es weiter zu stärken. 
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1.2 Hemmnisse für nachhaltigen Konsum 

Trotz dieser positiven Entwicklung stehen viele Menschen beim Thema nachhaltiger Konsum noch am An- 
fang. Wie bei allen Transformationsprozessen gehen diese Veränderangen mit vielen Unsicherheiten sowie 
praktischen Hemmnissen und strukturellen Barrieren einher. Diese sind sowohl auf der Angebots- als auch auf 
der Nachfrageseite zu finden. 

1.2.1 Informationsdefizite 

Die Informationslage bezüglich der Umwelteigenschaften von Produkten und Dienstleistungen hat sich in den 
vergangenen Jahren insgesamt deutlich verbessert. Gleichzeitig sind viele Informationen über die ökologi- 
schen und insbesondere sozialen Aspekte in der Wertschöpfungskette nicht verfügbar oder werden — zu Recht 
oder zu Unrecht — als nicht glaubwürdig eingeschätzt. Missbrauch oder Betrug belasten im Zusammenhang 
mit der Kennzeichnung von Produkten das notwendige Vertrauen. Dies erschwert Konsumentscheidungen auf 
Basis umfassender und transparenter Informationen. Zudem trägt eine Vielzahl an Kennzeichen mit unter- 
schiedlicher Qualität und Glaubwürdigkeit zur Verunsicherung und Informationsüberlastung der Konsumen- 
tinnen und Konsumenten bei. So werden beispielsweise Produktlabel, die nicht durch unabhängige Dritte zer- 
tifiziert werden, auch genutzt, um sich einen „grünen“ Ruf zu verleihen, ohne aber tatsächlich anspruchsvolle 
Nachhaltigkeitsstandards einzuhalten („greenwashing“). 

1.2.2 Verhaltensroutinen und Pfadabhängigkeiten 

Ein Hemmnis im Übergang zu nachhaltigem Konsum stellen die im Alltag herrschenden Routinen und Ge- 
wohnheiten dar, bei denen nicht bewusst über das Handeln nachgedacht und deshalb an nicht nachhaltigen 
Varianten festgehalten wird. Dies betrifft insbesondere den Alltagskonsum in Bereichen wie Emährang, Mo- 
bilität, Wohnen etc. Aus Sicht der Nutzerinnen und Nutzer wird häufig eine Änderang des Konsumverhaltens 
als unwirtschaftlich, zusätzlich aufwendig oder zu wenig nutzstiftend für die Alltagsorganisation angesehen. 

1.2.3 Verfügbarkeit von (bezahlbaren) Alternativen 

Neben den z. T. unzureichenden Informationen über die Art und Weise der Produktion, sind derzeit noch zu 
wenige nachhaltige Produkte und Dienstleistungen als Alternativen bekannt, vorhanden oder erheblich teurer 
und für die Konsumentinnen und Konsumenten unwirtschaftlich. 

Die Ursachen hierfür sind vielfältig. Häufig sind nachhaltige Produktaltemativen tatsächlich in Herstellung 
und Vertrieb teurer. Gegebenenfalls vorhandene Einsparangen im Lebenszyklus werden von den Konsumen- 
tinnen und Konsumenten nur unzureichend wahrgenommen. Ursache ist weiterhin ein fehlendes Vertrauen 
der Anbieter in die Bereitschaft der Nachfrager, nachhaltige Alternativen zu wählen, sodass wenige entspre- 
chende Produkte und Dienstleistungen entwickelt und angeboten werden. Im Unterschied dazu werden nach- 
haltige Produkte von den Anbietern aber auch als Premiumprodukte mit relativ hohen Handelsmargen ver- 
marktet. Diese sind dann aus finanziellen Gründen nicht für alle Verbraucherinnen und Verbraucher zugäng- 
lich. 

1.2.4 Lebensstile und soziale Normen 

Voraussetzung für einen nachhaltigeren Konsum ist auch ein verändertes Konsumentenverhalten. Die Lebens- 
stile, die sich in den Industrieländern durchgesetzt haben, stehen einem nachhaltigen Konsum z. T. noch ent- 
gegen. Der Änderang des Konsumverhaltens in den Industrieländern in Richtung Nachhaltigkeit kommt daher 
eine besondere Bedeutung zu - sowohl mit Blick auf Umweltauswirkungen, die mit der Erzeugung und 
nachfolgenden Entsorgung von Produkten verbunden sind, als auch auf die Bedeutung, die das 
Konsumverhalten in den Industrieländern als Rollenvorbild für wachsende Mittelschichten in Schwellen- und 
Entwicklungsländern hat. 

Vor dem Hintergrund dieser Hemmnisse zeigt sich die Notwendigkeit, verschiedene Politikansätze und 
-Zuständigkeiten zu integrieren, um ein kohärentes Vorgehen bei der Förderung und Stärkung des nachhalti- 
gen Konsums zu erreichen. 
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1.3 Nachhaltiger Konsum als Bestandteil der Politik der Bundesregierung 

Die Rahmenbedingungen für Konsum in Deutschland werden in verschiedenen Politikfeldem bestimmt, z. B. 
durch die Verbraucher- und Gesundheitspolitik, die Landwirtschaftspolitik, durch Politiken zu Bauen und 
Wohnen, Infrastrukturen und Verkehr, Forschungs- und Bildungspolitik oder durch die Umwelt-, Arbeit-, So- 
zial- und Wirtschaftspolitik. In all diesen Politikbereichen und auf allen Politikebenen gibt es bereits Initiati- 
ven und Maßnahmen, um nachhaltige Produkte und nachhaltige Konsummuster zu unterstützen. 

Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie von 2002 benennt die Notwendigkeit der Änderung von Verhaltens- 
und Konsummustem, und der 2012 veröffentlichte Fortschrittsbericht zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
betont die Bedeutung einer gesellschaftlichen Diskussion über Lebensstile und Konsumverantwortung. Dies 
ist auch ein Ergebnis der Forschung: Was nachhaltiger Konsum ist, muss auch in der Gesellschaft ausgehan- 
delt werden. Konsumenten und Konsumentinnen sind gezielt zu beteiligen. Weiterhin enthält das 2015 be- 
schlossene Maßnahmenprogramm „Nachhaltigkeit“ der Bundesregierang u. a. konkrete Vorgaben zur Be- 
schaffung auf Bundesebene sowie Nachhaltigkeitskriterien für den Betrieb von Kantinen und für die Organi- 
sation von Veranstaltungen der Bundesministerien und deren nachgeordneten Behörden. 

Aus Perspektive des Ressourcenschutzes hat das „Deutsche Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess)“ Eck- 
punkte formuliert, die sich u. a. auf die Schaffung eines öffentlichen Bewusstseins für Ressourceneffizienz 
sowie die Förderung des Absatzes ressourceneffizienter Produkte und Dienstleistungen beziehen. Wesentliche 
Impulse für einen nachhaltigen Konsum gehen auch von dem nationalen Abfallvermeidungsprogramm aus, 
das von der Bundesregierung im Jahr 2013 verabschiedet wurde. Weiterhin fordert die Nationale Strategie zur 
biologischen Vielfalt, dass sich die Nachfrage nach naturverträglichen Produkten und Dienstleistungen konti- 
nuierlich verstärken soll. Das Bundesumweltministerium hat 2014 den Startschuss für einen neuen, breit ange- 
legten Dialogprozess zum Thema „Nachhaltiger Konsum und biologische Vielfalt“ gegeben. Dieser Dialog- 
prozess wird in die Umsetzung des Nationalen Programms für nachhaltigen Konsum integriert. 

Zudem hat der Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung in seiner Sitzung am 1. Juni 2015 noch 
einmal die Bedeutung des nachhaltigen Konsums unterstrichen und eine Intensivierung der Aktivitäten der 
Bundesregierung auch unter Einbeziehung dieses Programms beschlossen. 

Weiterhin hat die Bundesregierung das Thema nachhaltige Gestaltung von globalen Lieferketten und den Ar- 
beitsschutz in Entwicklungsländern zu einem Schwerpunkt ihrer G7-Präsidentschaft erklärt und die G7 hinter 
dieser Initiative versammelt. Die Bundesregierung hat auf Initiative des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) und des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
im Rahmen des G7 Prozesses Maßnahmen zur Förderung besserer Arbeitsbedingungen und zur Prävention 
von Risiken sowie zur Stärkung der Beschwerdemechanismen ergriffen. Sie unterstützt so die unternehmeri- 
sche Verantwortung für Arbeits- und Sozialstandards in globalen Lieferketten und stärkt die Bedeutung inter- 
nationaler Vereinbarungen, wie z. B. der ILO-Kemarbeitsnormen und der OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen. Konkrete Vorhaben sind u.a. die Einrichtung eines „Vision-Zero-Fonds“, um nachhaltigere Ar- 
beitsschutzmaßnahmen gerade in ärmeren Produktionsländem zu unterstützen. Hierzu zählen die Stärkung 
von Arbeitsinspektionen, der Aufbau von Unfallversicherungen und die Verbesserung des Arbeifsschutzes in 
den Betrieben. 

Die in all diesen Bereichen eingesetzten Instrumente reichen von der Information über die öffentliche Be- 
schaffung und Fördermaßnahmen bis zum Ordnungsrecht: 

Die Verbraucherinformation wird durch unterschiedliche Maßnahmen unterstützt: durch Gesetze (z. B. das 
Verbraucherinformationsgesetz), durch Energieausweise und durch glaubwürdige Umweltzeichen wie den 
„Blauen Engel“, sowie Herkunfts- und Biosiegel. Nicht zuletzt wird auch durch den vor einigen Jahren vom 
Rat für nachhaltige Entwicklung initiierten „Nachhaltigen Warenkorb“, das im Jahr 2013 gestartete Verbrau- 
cherportal des Umweltbundesamtes (UBA) „Umweltbewusst leben“ und das 2015 als Initiative der Bundesre- 
gierung ins Leben gerufene Portal „siegelklarheit.de“ die Verbraucherinformation verbessert. 

Diverse nationale Maßnahmen zielen auf die Ausweitung des nachhaltigen öffentlichen Beschaffungswesens, 
so etwa die Einrichtung einer Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung beim Beschaffungsamt des Bun- 
desministeriums des Innern (BMI), das vom UBA aufgebaute Informationsportal zur umweltfreundlichen Be- 
schaffung, den federführend vom Bundesminisferium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) betreuten 
Beschaffungserlass der Bundesregierung für Holzprodukte sowie die vom BMZ entwickelte Online- 
Beschafftmgsplattform „Kompass Nachhaltigkeit“ mit dem angesichts der hohen Bedeutung der kommunalen 
Beschaffung dort integrierten „Kommunalen Kompass“. 
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Als Fördermaßnahmen werden z. B. im Rahmen der „Nationalen Klimaschutzinitiative“ seit 2008 zahlreiche 
Projekte initiiert und gefordert, die Wirtschaft, Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Kommunen zu kli- 
mafreundlicherem Verhalten bewegen und die einen Beitrag zur Senkung der Treibhausgasemissionen leisten. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert im Rahmen der sozial-ökologischen For- 
schung seit Längerem inter- und transdisziplinäre Forschungsprojekte zum nachhaltigen Konsum in thema- 
tisch unterschiedlich akzentuierten Fördermaßnahmen. Aktuell werden in der Fördermaßnahme „Nachhaltiges 
Wirtschaften“ (2014 bis 2018) Projekte gefördert, bei denen auch der nachhaltige Konsum im Vordergrund 
steht (z. B. das Verbraucherverhalten). 

Nachhaltiger Konsum setzt auch nachhaltig handelnde Unternehmen voraus. Mit dem CSR-Preis der Bundes- 
regierang werden Unternehmen ausgezeichnet, die ihre Geschäftstätigkeit ökologisch, sozial und ökonomisch 
verträglich ausgestalten. Nachhaltig handelnde Unternehmen werden in ihrem Weg bestärkt. 

Als rechtliche Maßnahmen unterstützen z. B. die Vorschriften zum Ökodesign von Produkten, die Pkw- 
Verbrauchskennzeichnung, die Regelungen der Energieeinsparverordnung, die Förderung von Mehrwegver- 
packungen durch die Pfandpflicht für bestimmte Einweggetränkeverpackungen, die Rücknahmeverpflichtun- 
gen für Verpackungen, Elektrogeräte, Batterien und Fahrzeuge sowie das Gewährleistungsrecht einen nach- 
haltigen Konsum. 

ln finanzieller Hinsicht stellt eine nachhaltige Finanzpolitik eine zentrale Voraussetzung für eine nachhaltige 
Entwicklung und ein wesentliches Element der Generationengerechtigkeit dar. Ein wichtiger Schritt hierfür 
sind Haushalte ohne neue Schulden, die der Bundeshaushalt 2016 und der derzeit gültige Finanzplan vorse- 
hen. Dadurch wird das Ergreifen von Handlungsoptionen in der Zukunft ermöglicht. Gleichzeitig benötigt 
Deutschland zukunftsfähige Investitionen, insbesondere in den Bereichen Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Energieeffizienz, Ressourceneffizienz und Infrastruktur. Insoweit spielen Nachhaltigkeitskriterien bei der 
Bewertung des Einsatzes öffentlicher Finanzen eine zunehmend bedeutende Rolle. Die 2015 eingefuhrte 
Nachhaltigkeitsprüfung von Subventionen greift dies auf Außerdem ist die Stärkung der Berücksichtigungs- 
fähigkeit von Nachhaltigkeitskriterien durch die Modernisierung des Vergaberechts für die öffentliche Be- 
schaffüng und somit auch für einen nachhaltigen Konsum von Bedeutung, ln diesem Rahmen sind bei den 
Maßnahmen im Nationalen Programm für nachhaltigen Konsum jeweils die haushaltsrechtlichen Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Verwaltungshandelns zu beachten. Soweit die im Programm auf- 
geführten Maßnahmen nicht bereits laufen oder fortgeführt werden, müssen sie zum Teil noch abschließend 
geklärt werden oder hängen von anderen Stakeholdem ab. Den Maßnahmen kommt daher teilweise nur Vor- 
schlagscharakter zu. 

Diese Strategien, Programme und rechtlichen Regelungen verdeutlichen die vielen Anknüpfüngspunkte, die 
genutzt werden können, um Synergien zwischen einzelnen Maßnahmen und Programmen zu stärken und 
nachhaltigen Konsum zu befördern. Hier soll das Nationale Programm für nachhaltigen Konsum ansetzen, in- 
dem es bisherige erfolgreiche Projekte weiter- und zusammenführt sowie ggf. weiterentwickelt, aber in den 
folgenden Kapiteln auch neue Ansätze vorstellt. 

1 .4 Nachhaltiger Konsum - ein internationales Politikfeld 

Die Förderung des nachhaltigen Konsums hat in den vergangenen Jahren auch international erheblich an Be- 
deutung gewonnen. Auf globaler Ebene wurde das Thema 1992 auf der UN-Konferenz in Rio de Janeiro in 
die politische Diskussion eingeführt. Auf dem 2012 erneut in Rio de Janeiro ausgetragenen Weltgipfel 
(Rio+20) wurde der 10-Jahres-Rahmen für Programme für nachhaltige Konsum- und Produktionsweisen (10 
YFP) beschlossen. Dieser soll auf globaler Ebene Konsum- und Produktionsweisen in Richtung mehr Nach- 
haltigkeit verändern. Zu diesem Zweck sind für den Zeitraum bis 2022 wichtige globale Programme als inter- 
nationale Umsetzungsmaßnahmen beschlossen worden, z. B. zu Themen wie Konsumenteninformation, Le- 
bensstile/ Bildung, öffentliche Beschaffung und Tourismus, sowie eine globale Informationsplattform für Pro- 
jekte im Bereich nachhaltige Konsum- und Produktionsweisen. Adressaten sind neben nationalen Regierun- 
gen auch alle relevanten Interessengruppen, von der Wirtschaft bis zu den Verbraucherverbänden. 

Auch in der neuen 2030 Agenda für nachhaltige Entwicklung spielt nachhaltiger Konsum natürlich eine große 
Rolle: zum einen als Querschnittsthema der gesamten Agenda, zum anderen als eigenes Ziel (Goal 12) - letz- 
teres sieht u. a. vor, dass die Welt bis 2030 den 10-Jahres-Programmrahmen für nachhaltige Konsum- und 
Produktionsmuster umsetzen soll. Die Ziele der Agenda sollen national, regional und global anhand von inter- 
nationalen Indikatoren überprüft werden. 

Auf europäischer Ebene gibt es ebenfalls eine Reihe von Instrumenten, die den nachhaltigen Konsum erheb- 
lich beeinflussen. So regelt z. B. die Ökodesign-Richtlinie mit ihren Durchführangsmaßnahmen den Marktzu- 
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gang für energieverbrauchsrelevante Produktgruppen. Die EU-Holzhandelsverordnung verpflichtet seit März 
2013 die betroffenen Wirtschaftsbetriebe dazu, Sorge dafür zu tragen, dass kein illegal eingeschlagenes Holz 
in der EU in Verkehr gebracht wird. Zur Unterstützung von Behörden, Wirtschaft und Verbraucherinnen und 
Verbrauchern hat die Bundesregierung das Thünen-Kompetenzzentrum Holzherkünfte gegründet. 

Die Energieverbrauchskennzeichnungs-Richtlinie verpflichtet die Hersteller von bestimmten Produktgruppen 
zur Information der Kunden über Energieverbrauch und weiteren produktspezifischen Eigenschaften. Gleich- 
falls wird auf EU-Ebene der Rahmen für die öffentliche Beschaffung auch im Hinblick auf Umwelt- und So- 
zialaspekte festgelegt. Ebenso wie beim EU-Umweltzeichen erfolgt hier eine stete Weiterentwicklung. Dar- 
über hinaus hat die Europäische Kommission im Frühjahr 2013 eine Mitteilung zur „Schaffung eines Bin- 
nenmarktes für grüne Produkte“ veröffentlicht. Ziel ist es, insbesondere die Verfügbarkeit von zuverlässigen 
Informationen zur Umweltleistung von Produkten und Unternehmen durch die Entwicklung und Anwendung 
des PEFs (Product Environmental Footprint — Umweltfußabdruck von Produkten) zu verbessern. Der Fahr- 
plan für ein ressourcenschonendes Europa der EU gibt einen langfristig angelegten Aktionsrahmen für Maß- 
nahmen zur Ressourcenschonung in vielen Politikbereichen vor. 

1.5 Megatrends - Nachhaltiger Konsum in einem sich wandelnden Umfeld 

Konsum wird nicht nur durch die politischen Rahmenbedingungen bestimmt, sondern vor allem durch ein sich 
stetig wandelndes gesellschaftliches, wirtschaftliches und technisches Umfeld. Die im Folgenden genannten 
Trends haben teils unmittelbare, teils mittelbare Auswirkungen auf zukünftiges Konsumverhalten oder um- 
weltpolitisches Handeln. Sie spielen für den nachhaltigen Konsum eine große Rolle. Allen Trends gemein ist, 
dass sie Herausforderungen an einen nachhaltigen Konsum, aber auch Chancen für ihn bergen. 

1.5.1 Neue Konsummuster und veränderte Geschäftsmodelle 

ln Deutschland ist das Umweltbewusstsein hoch. Gemäß der Umweltbewusstseinsstudie des Bundesumwelt- 
ministeriums und des Umweltbundesamtes von 2014 gehören Umweltprobleme, wie auch in den Vorjahren, 
zu den als am wichtigsten wahrgenommenen. Im Zuge des wachsenden Bewusstseins haben sich nachhaltig- 
keitsorientierte Lebensstile herausgebildet, die höheren Wert auf eine umweltverträgliche und sozial verant- 
wortungsvolle Herkunft der Produkte legen. Dieser Bewusstseinswandel, welcher verstärkt die Auswirkungen 
des eigenen Handelns berücksichtigt, schlägt sich zunehmend und insbesondere in Großstädten in Initiativen 
und Trends wie Slow-Food oder Carsharing nieder. 

Die veränderten Konsumpraktiken haben teilweise zu neuen, innovativen Geschäftsmodellen geführt. Sharing 
Economy, kollaborativer Konsum und das Aufkommen von sogenannten Prosumentinnen und Prosumenten, 
die im Rahmen der Personalisierung von Produkten zugleich Kunde (consumer) und Produzent (producer) 
sind, sind trotz derzeit geringer Verbreitung wichtige Beispiele für eine Entwicklung, die nicht nur große 
Nachhaltigkeitspotenziale, sondern auch das Aufkommen neuartiger Dienstleistungsmärkte anzeigt. 

1.5.2 Digitales Leben 

Die sogenannte Netzgesellschaft, d. h. die digitale Durchdringung und Vernetzung des Alltags, die durch die 
Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) möglich geworden ist, hat weitreichende Auswirkungen auf 
Konsummuster. Die Chancen und Risiken der IKT für nachhaltigen Konsum liegen dabei eng beieinander. 

Zum einen ist eine Zunahme des „Informationssuchverhaltens“ der Menschen nach alternativen Konsuman- 
geboten und -praktiken bei insgesamt gestiegenem Informationsangebot zu beobachten. Die IKT ermöglicht 
umweltschonendere Produktionsverfahren und energieeffizientere Nutzungsformen: Zum Beispiel kann durch 
Videokonferenzen oder E-Commerce die Notwendigkeit von Reisen sowie individuellem Verkehr reduziert 
werden. Auch ermöglicht das Internet alternative Nutzungsformen, wie z. B. den Onlinehandel mit gebrauch- 
ten Produkten (z. B. eBay) oder das Suchen von Verkehrsverbindungen für ÖPNV und Carsharing. 
Gleichzeitig sind Herstellungsphase und Nutzung von IKT (z. B. Suchanfragen über das Internet) mit hohem 
Verbrauch an Energie und weiteren natürlichen Ressourcen und ggf. auch mit schlechten Arbeitsbedingungen 
verbunden. Auch hat der zunehmende global ausgerichtete E-Commerce das Potenzial, die Transport- bzw. 
Verkehrskosten mit erheblichen Auswirkungen auf städtebauliche und verkehrliche Strukturen zu erhöhen. 
Weiterhin sind die kurzen Innovationszyklen von IKT einerseits positiver Ausdrack der damit verbundenen 
Innovationsstärke, die die Entwicklung technischer Lösungen für Nachhaltigkeitsherausforderangen befördern 
kann; andererseits leistet dies einen Beitrag dazu, dass sich die Produktlebenszeit von Endgeräten verringert, 
häufiger Neuanschaffungen vorgenommen und so die Ressourceninansprachnahmen erhöht werden. 
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1.5.3 Globalisierung der Produktions- und Handelsmuster 

Wenn auch kein neues Phänomen mehr, gehört die Ausweitung der globalen Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen, des internationalen Handels und der ausländischen Direktinvestitionen zu den Megatrends, 
die für nachhaltigen Konsum relevant sind. 

Nachhaltiger Konsum bezieht sich auf die gesamte Wertschöpfungskette von Produkten, beginnend mit dem 
Rohstoffabbau. Ein dabei wesentlicher konsumrelevanter Aspekt ist die Tendenz, dass die in den Industrie- 
ländern genutzten Produkte immer häufiger in Entwicklungs- und Schwellenländem hergestellt werden. Dies 
kann ein zentraler Beitrag zur Wohlfahrtsentwicklung in diesen Ländern sein und damit eine Voraussetzung 
für eine nachhaltige Entwicklung. Voraussetzung für Entwicklungserfolge ist jedoch eine sozial und ökolo- 
gisch nachhaltige Gestaltung der Wertschöpfungskette, ln der Praxis auftretende negative ökologische und so- 
ziale Folgen in den Erzeugerländern können z. B. durch entsprechende gesetzliche Regelungen der nationalen 
Regierangen sowie durch die Wahrnehmung der Verantwortung der Wirtschaftsbeteiligten für die Auswir- 
kungen ihres Handelns und durch die Anwendung der unternehmerischen Sorgfaltspflichten vermieden wer- 
den. Aber auch die Industriestaaten selbst müssen sich ihrer Verantwortung bewusst werden und entsprechen- 
de Vorkehrungen treffen. So wird derzeit eine europäische Regelung diskutiert, die eine Sorgfaltsprüfung eu- 
ropäischer Unternehmen in Bezug auf bestimmte Metalle und Mineralien beinhaltet. Dies soll u. a. verhin- 
dern, dass diese Metalle und Mineralien genutzt werden, um bewaffnete Konflikte zu finanzieren. 

1.5.4 Individualisierung 

Der Trend zur Individualisierung, der zunehmend ein globales Phänomen darstellt, birgt ebenfalls sowohl 
Vor- als auch Nachteile für nachhaltigen Konsum. So führt die Individualisierung einerseits zu mehr Einzel- 
wohnraum und immer größeren Wohneinheiten. Dies erhöht den Ressourcenbedarf pro Haushaltseinheit, da u. 
a. die benötigte Fläche, der Energiebedarf und die Anzahl der erforderlichen Gegenstände pro Kopf steigen. 

Andererseits können durch eine Integration der Konsumentinnen und Konsumenten in Innovationsprozesse 
(„Prosuming“) neue Produkte besser auf die individuellen Bedürfnisse angepasst werden. Es wird erwartet, 
dass die Produkte dadurch langlebiger und effizienter nutzbar werden. Diese Prozesse stehen allerdings noch 
am Anfang; es ist Forschung insbesondere zu dem Nachhaltigkeitspotenzial notwendig. 

1.5.5 Demografischer Wandel 

Die in den nächsten Jahrzehnten absehbare Zunahme der Weltbevölkerang und die damit einhergehende Zu- 
nahme der konsumierenden globalen Mittelschichten sind vor dem Hintergrund der bestehenden Konsummus- 
ter in den Industrieländern für die Zukunft schwer darstellbar. Der Etablierung nachhaltiger Konsummuster in 
den Industrieländern kommt, da deren Wohlstand und Konsumverhalten auch in Zukunft ein Rollenmuster 
bilden, daher eine besondere Bedeutung zu. Deshalb ist das Nachhaltigkeitsziel 12 der 2030 Agenda, das die 
Sicherstellung nachhaltiger Produktions- und Konsummuster anspricht, eine Aufgabe aller Staaten, also auch 
Deutschlands. 

Entsprechend der Verlängerung der individuellen Lebenserwartung erhöhen sich in der Gesellschaft der An- 
teil der älteren Bevölkerung und somit tendenziell ebenfalls der Konsumzeitraum. Die konkreten Auswirkun- 
gen des demografischen Wandels auf den nachhaltigen Konsum sind bislang noch wenig untersucht. Bisher 
werden auch Migrantinnen und Migranten im Prozess der Umweltkommunikation als Zielgrappe kaum — oder 
erst nach und nach — berücksichtigt. 
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2 Leitbild der Nachhaltigkeit und Konsumverhalten 

2.1 Bedeutung des Leitbilds der Nachhaltigkeit für Konsummuster 

Das in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verankerte Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung bedeutet, 
dass die Erhaltung und der Schutz der natürlichen Lebensgrundlage, also die Tragfähigkeit der Erde und ihrer 
Ökosysteme, die absolute äußere Grenze darstellt, innerhalb derer die Verwirklichung der politischen Ziele 
erfolgen muss. Umweltschutz, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und soziale Verantwortung sind so zusam- 
menzufiihren, dass Entscheidungen unter allen drei Gesichtspunkten dauerhaft in lokaler, regionaler und glo- 
baler Betrachtung tragfahig sind. Nur so kann Deutschland auch für zukünftige Generationen seiner globalen 
Verantwortung gerecht werden. Daraus ergeben sich Grenzen der Ressourceninanspruchnahme und somit 
auch für den Konsum. Dies bedeutet nicht, dass eine konsumbezogene Verbotspolitik verfolgt werden soll. Es 
sollen aber eine gesellschaftliche Diskussion über diese Grenzen angestoßen und die umweltbezogenen und 
sozialen Auswirkungen des Konsums stärker als bisher ermittelt und bewusst gemacht werden. 

Übergeordnetes Ziel dieses Programms ist es, dass Konsum einen Beitrag zur Erreichung der Nachhaltigkeits- 
ziele, wie sie u. a. von der Bundesregierang in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie festgelegt wurden, leis- 
tet. 

Im Programm wird eine Konkretisierung der Nachhaltigkeitsstrategie für wesentliche Konsumfelder und In- 
strumente vorgenommen. Diese orientiert sich an folgenden Leitideen. 

2.2 Leitideen einer Politik für nachhaltigen Konsum 

Nachhaltiger Konsum muss für die zur Verfügung stehenden Instrumente und in den verschiedenen Bedürf- 
nisfeldem wie Mobilität, Ernährung, Wohnen, Arbeiten, Bekleidung und Tourismus jeweils konkretisiert und 
ausgestaltet werden. Diese Konkretisierung folgt dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung. Gleichzeitig 
setzen die Leitideen an den oben beschriebenen Hemmnissen an (Kapitel 1 .2) und tragen den beschriebenen 
Megatrends (Kapitel 1.5) Rechnung. Sie dienen als inhaltliche Orientierung bei der Auswahl von Handlungs- 
ansätzen und Maßnahmen in den vorgenannten Bedürfnisfeldem. 

2.2.1 Verbraucherinnen und Verbraucher einen nachhaltigen Konsum ermöglichen 

Diese Leitidee besteht aus zwei Elementen: Erstens ist nachhaltiger Konsum nur möglich, wenn insgesamt die 
Entscheidungs- und Handlungskompetenz der Verbraucherinnen und Verbraucher durch Information und Bil- 
dung erhöht wird. Transparente, glaubwürdige und gut verständliche Informationen sind die Grundlage dafür, 
das tägliche Einkaufs- und Nutzerverhalten zu überdenken und zu ändern. Hierfür ist eine Wissensbasis auf 
Seiten der Konsumentinnen und Konsumenten erforderlich, um aus der Vielzahl an Handlungsmöglichkeiten 
diejenigen auswählen zu können, die für einen nachhaltigen Konsum eine besonders hohe Relevanz haben. 
Für die Wissensbasis sind weitere wissenschaftliche Erkenntnisse über das Verbraucherverhalten notwendig. 
Eine Frage für die Forschung ist z. B., welche Art von Information und von Bildung relevant ist, um das not- 
wendige Wissen für mehr nachhaltigen Konsum erwerben zu können. 

Zweitens gehört zur Ermöglichung eines nachhaltigen Konsums auch, dass die Entscheidungskomplexität 
überschaubar bleibt (Stichwort: information overload). Dies kann beispielsweise durch Anreizsysteme oder 
inhaltlich begründete Begrenzungen von Auswahlmöglichkeiten, etwa durch Mindestanforderungen für be- 
stimmte Produkte erreicht werden, so wie es bereits im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie geschieht. 

2.2.2 Nachhaltigen Konsum von der Nische zum Mainstream befördern 

Um die Potenziale für Umwelt, Wirtschaft und Soziales zu heben, darf nachhaltiger Konsum nicht nur ein Ni- 
schenthema bleiben, sondern muss sich in den nationalen und internationalen Märkten ausbreiten. Für die 
Förderung von Innovationen sowie die Schaffung der Rahmenbedingungen für deren Verbreitung sind die In- 
novationspolitik, die öffentliche Beschaffung, aber auch der Abbau von Hemmnissen beispielsweise rechtli- 
cher Art besonders wichtig. 

Politik kann dabei unterschiedliche Rollen übernehmen: Sie kann geschützte Räume schaffen und neue Initia- 
tiven fördern, kann Richtung und Leitbilder vorgeben und einen Prozess moderieren, um diese umzusetzen. 
Sie kann aber auch Rahmenbedingungen setzen, um Anreize zu geben oder die Nutzung von Techniken oder 
eines bestimmten Verhaltens zu befördern. 
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2.2.3 Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen an nachhaltigem Konsum gewährleisten 

Allen Menschen soll die Teilhabe an nachhaltigem Konsum möglich sein, gleich welcher Einkommensklasse 
oder Lebensumstände. Häufig wird befurchtet, dass nachhaltiger Konsum mit steigenden finanziellen Belas- 
tungen einhergehe, die die Geringverdienenden relativ gesehen zudem stärker belasten. Nachhaltiger Konsum 
darf nicht zur Exklusion führen, sondern soll im Gegenteil diese konsequent vermeiden helfen. Durch ener- 
gieeffiziente, ressourcenschonende und langlebige Produkte werden über einen längeren Zeitraum betrachtet 
finanzielle Einsparungen auch für Geringverdiener ermöglicht. Umweltschutzmaßnahmen bzw. umwelt- 
freundliche Produkte sind auch für den Gesundheitsschutz förderlich, ln diesem Sinne sollen Maßnahmen zur 
Förderang eines nachhaltigen Konsums nicht nur darauf hin geprüft werden, dass sie negative soziale Effekte 
vermeiden, sondern auch dahingehend, die soziale Gerechtigkeit gezielt zu befördern. 

Zudem ist in modernen Gesellschaften eine Vielzahl unterschiedlicher Lebensstile vorzufinden. Diese sind 
geprägt von Werten, vom natürlichen Lebensumfeld, von der sozialen Situation und vom jeweiligen Lebens- 
abschnitt und hängen mit dem Grad des Umweltbewusstseins sowie den Routinen des alltäglichen Lebens zu- 
sammen. Die Vielzahl unterschiedlicher Lebensentwürfe gilt es, weiterhin zu ermöglichen und gleichzeitig 
durch eine zielgrappenspezifische Ausgestaltung der Handlungsansätze die Potenziale für nachhaltigen Kon- 
sum zu heben. Diese Leitidee ist vor allem dann von Bedeutung, wenn sozioökonomische Trends oder um- 
weltpolitische Maßnahmen in einzelnen Konsumfeldem besondere Verteilungswirkungen zeigen. Dies kann z. 
B. bei der Befriedigung von Energie- oder Mobilitätsbedürfnissen oder bei Strategien, die spezifische gesell- 
schaftliche Gruppen adressieren, der Fall sein. 

2.2.4 Lebenszyklus-Perspektive auf Produkte und Dienstleistungen anwenden 

Eine Politik für nachhaltigen Konsum nimmt den gesamten Lebenszyklus von Produkten und damit einherge- 
hende Dienstleistungen in den Blick. Sie hebt die Umweltentlastungspotenziale und berücksichtigt ökologi- 
sche, soziale und ökonomische Belange von der Rohstoffgewinnung über die Herstellung, den Handel, den 
Ge- und Verbrauch, bis hin zur Entsorgung und dem Recycling. Die Lebenszyklusorientierang findet ihren 
Niederschlag etwa bei Ansätzen zur fntemalisierang externer Effekte, der Entwicklung von Kriterien für 
Umwelfzeichen oder bei der Förderung eines recyclingfähigen Produktdesigns und bietet auch eine Grundlage 
zur Durchsetzung des Wirtschaftlichkeitsprinzips bei der (öffentlichen) Beschaffung von Produkten und 
Dienstleistungen. Lebenszyklusdenken soll außerdem verhindern, dass z. B. Umweltentlastungen in einer 
Phase des Lebenszyklus lediglich zu Belastungen in gleichem oder höherem Maße in anderen Phasen fuhren 
(„Rebound-Effekte“). 

2.2.5 Vom Produktfokus zur Systemsicht und vom Verbraucher zum Nutzer 

Aus systemischer Perspektive sind Wechselwirkungen zwischen Angebots- und Nachfrageseite zentral. Un- 
ternehmen gestalten als Marktakteure aktiv Produktions- und Konsummuster und wirken als Akteure auf ge- 
sellschaftliche und politische Prozesse. Die Rolle der Bürgerinnen und Bürger ist ebenfalls vielseitig: Als 
Nutzerinnen und Nachfragende von Produkten und Dienstleistungen nehmen sie Einfluss, finanzieren Projekte 
(z. B. durch Crowdftmding) und engagieren sich bürgerschaftlich, sind aber in wachsendem Maße auch Er- 
zeuger (z. B. von emeuerbaren Energien). Dabei vermischen sich die Sphären des Produzierens und Konsu- 
mierens, sodass kooperative Innovationsprozesse zwischen Unternehmen und Konsumentinnen und Konsu- 
menten entstehen. 

Immer häufiger sind Konsumentinnen und Konsumenten nicht mehr an einzelnen Produkten und deren Besitz 
interessiert, sondern an dem Nutzen, den die Produkte stiften. Sie wollen mobil sein und effizient von A nach 
B kommen, der Besitz eines eigenen Autos ist dafür keine zwingende Voraussetzung. Diese Systemperspekti- 
ve auf Konsum ermöglicht neue Spielräume für Innovationen jenseits einzelner Produkte und Techniken und 
für nachhaltige Optimierungen ganzer Konsumsysteme. Das Verständnis von Konsum als System, d.h. die Be- 
trachtung des individuellen Konsumhandelns als Teil eines komplexen sozio-technischen Gebildes aus ange- 
bots- und nachfragegetriebenen Komponenten, legt in vielen Handlungsfeldem neue Möglichkeiten für Be- 
dürfnisbefriedigung, Ressourcenschonung und soziale Teilhabe frei. Die Potenziale von (Car-) Sharing, z. T. 
Leasing oder Contracting statt Kauf von Produkten und die damit verbundenen Märkte sind erst in Ansätzen 
erschlossen. 
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Vom Ziel der Nachhaltigkeit her gedacht fuhrt der Weg der nachhaltigen Entwicklung beim Konsum weg von 
den Konsumentinnen und Konsumenten als Verbraucher hin zum Konsumenten als Nutzer. Denn in einer 
nachhaltigen Welt werden die vorhandenen Ressourcen zur Herstellung von Produkten nur im Maße ihrer Re- 
generationsfahigkeit bzw. Recycelbarkeit genutzt. „Gebrauchen, aber nicht verbrauchen“ ist hierbei (nach ei- 
ner Formulierung in der Koalitionsvereinbarung, S. 119) der grandlegende Gedanke. 
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3 Übergreifende Handlungsansätze einer Politik für nachhaltigen Konsum 
3.1 Gesellschaftliche Diskussion 

Die übergreifenden Handlungsansätze beinhalten Instrumente, um den nachhaltigen Konsum systematisch in 
den nachfolgend aufgefuhrten Konsumbereichen zu stärken und auszubauen. Ziel des kohärenten Zusam- 
menwirkens der dargestellten übergreifenden und spezifischen Handlungsansätze ist es auch, Nachdenken und 
Diskussionen über Lebensstile und deren Veränderangsmöglichkeiten in Richtung Nachhaltigkeit anzuregen. 
Hierfür soll das Programm eine Plattform bieten. Die Diskussion kann auf bereits von der Bundesregierung 
initiierten Dialogprozessen zum nachhaltigen Konsum aufbauen und diese im Hinblick auf zukünftige Hand- 
lungsstrategien weiterentwickeln. Zum Beispiel wurden im Dialog zwischen Forschem und Vertretern der Zi- 
vilgesellschaft Grandsätze entwickelt, wie nachhaltiger Konsum im Zusammenspiel zwischen Konsumenten 
und Politik weiterentwickelt werden kann (sogenannte Konsumbotschaften). 

Das Programm soll eine Diskussion über Lebensstile anregen und gleichzeitig nachhaltigere Handlungsalter- 
nativen heraussteilen. Ziel ist dabei auch eine Statusaufwertung nachhaltiger Produkte und Dienstleistungen 
bis hin zu deren Selbstverständlichkeit. 


Konkrete Maßnahmen sind: 

- Initiierung eines Forums „Nachhaltiger Konsum durch bürgerschaftliches Engagement — Vielfalt ge- 
lebter Nachhaltigkeit in Deutschland stärken“ 

- Initiierung eines Bundeskulturprogramms „Konsumwelten im Wandel“ 

- Stärkung der Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Organisationen zur Entwicklung gesellschaftspo- 
litischer Leitbilder, wie „Leben in einer zukunftsfähigen Gesellschaft“ und Aufbau von zielgrappen- 
spezifischen Aktionsplattformen (z. B. Jugend, Familien, einkommensschwache Haushalte, Migran- 
tinnen und Migranten) zur breitenwirksamen Umsetzung (Vision 2050) 

- Verstärkte Kooperation mit gesellschaftlichen Gruppen wie den Medien und dem Handel (z. B. in 
Form der Gestaltung von Themenwochen im öffentlich-rechtlichen Fernsehen zu nachhaltigen Le- 
bensstilen) 

- Verstärkte Verbraucheraktivierang durch Bürgerdialoge in den Regionen 


3.2 Bildung 

Das Wissen über ökologische, ökonomische und soziale Wirkungen des Verbraucherverhaltens stellt eine 
zentrale Grundlage für einen nachhaltigen Konsum dar. Derartiges Wissen ist sowohl möglichst früh als auch 
immer wieder neu zu vermitteln. Doch es geht nicht nur um die Vermittlung von Wissen, denn Wissen allein 
reicht meist nicht aus, um eine nachhaltige Entwicklung voran zu treiben. Angebote zur Kompetenzentwick- 
lung für einen nachhaltigen Konsum sind Bestandteil einer Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) und 
reflektieren damit einen kontinuierlichen gesellschaftlichen Auftrag, der sich u. a. aus den Nachhaltigkeitszie- 
len der 2030 Agenda, den internationalen Beschlüssen zur UN-Dekade Bildung für nachhaltige Entwicklung 
und dem sich anschließenden Weltaktionsprogramm ableitet. So wird im Unterziel 4.7 der Nachhaltigkeitszie- 
le Erziehung für „sustainable lifestyles“ als Instrument zur Umsetzung der 2030 Agenda aufgeführt. 

Das Konzept der Bildung für nachhaltige Entwicklung ist deshalb darauf ausgelegt, dass Lernende sich jene 
Fähigkeiten aneignen können, die nötig sind, ihr Wissen über nachhaltige Entwicklung praktisch umzusetzen. 
Diese Fähigkeiten werden subsumiert als „Gestaltungskompetenz“ und umfassen z. B.: 

• vorausschauendes Denken, 

• interdisziplinäres Wissen, 

• autonomes Handeln und 

• aktive Teilnahme an gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen. 

Mögliche Maßnahmen zielen demnach in erster Linie darauf, diese Gestaltungskompetenz zu erreichen. Sie 
sind also breit zu verankern, von der frühkindlichen über die allgemeine Schul- und weiterführende Bildung 

Grundlagen bilden sowohl die Anregung zum Nachdenken über die eigenen Bedürfnisse als auch über Kon- 
sumaltemativen, die Nachhaltigkeitsqualität von Gütern sowie die öko-sozialen Wirkungen von Nutzung und 
Entsorgung. Die Verbraucherbildung baut damit Brücken zu anderen Handlungsansätzen wie ökologisches 
Design oder Verbraucherinformation. 
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Bildungseinrichtungen sind als öffentliche Einrichtungen auch Orte des Alltaghandelns. Als solche sind sie 
aufgefordert, ihre eigenen Praktiken, Abläufe und Routinen so umzugestalten, dass sie beispielsweise sorgsam 
mit natürlichen Ressourcen umgehen und den Konsum in der Einrichtung selbst zum Gegenstand von Lern- 
prozessen machen. Das von den Vereinten Nationen verabschiedete Weltaktionsprogramm (WAP) zur BNE 
(2015 - 2019) bietet hier mit einem der fünf Handlungsfelder, dem „whole Institution approach“ konkrete An- 
satzpunkte. Hierin bietet sich die Chance, schulisches und außerschulisches Lernen zum alltagsnahen Thema 
Konsum stärker miteinander zu verbinden. 

Die im Rahmen des WAP eingerichtete nationale Plattform, der neben Vertretern der Bundesregierang und 
der Kultusministerkonferenz sowie der Umweltministerkonferenz auch Entscheider aus Zivilgesellschaft, 
Wirtschaft und Wissenschaft angehören, hat den Auftrag, einen Nationalen Aktionsplan zur WAP -Umsetzung 
in Deutschland zu verabschieden, ln weiteren Gremien der Nationalen Plattform, den Fachforen und vor allem 
in Partnemetzwerken wird der Zugang zur BNE über nachhaltigen Konsum eine wichtige Rolle spielen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Einrichtung einer nationalen Plattform zur Bildung für nachhaltige Entwicklung, die die Umsetzung 
des Weltaktionsprogramms zu BNE koordiniert. Das Thema nachhaltiger Konsum wird ein in der 
Plattform zu behandelndes Thema sein. 

- Weiterentwicklung der Kooperation mit staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren der UN-Dekade 
BNE als Beitrag für die nationale Weiterentwicklung und Umsetzung des Weltaktionsprogramms 
BNE. 

- Die Umsetzung und Erweiterung des von der Kultusministerkonferenz verabschiedeten „Orientierangs- 
rahmen für den Lembereich Globale Entwicklung im Rahmen der BNE“ in Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern. Durch den Orientierangsrahmen sollen Bildungsansätze für nachhaltige Konsum- 
und Lebensweisen strukturell in der schulischen Bildung verankert werden. Der Orientierangsrahmen 
schafft dabei curriculare Grundlagen für die Lehrpläne der Länder, Schulcurricula, Lehrerbildung und 
die Schulentwicklung. 

- Verstärkfe anschauliche Information über Ursache-ZWirkungszusammenhänge von Konsumverhalten 
— auch in globaler Dimension — anhand von Kennzahlen und Zielgrößen (z. B. C02-Emissionen und 
Wasserverbrauch für die Produktion eines Baumwollhemds oder von einem Liter Milch etc.) 

- Ausweitung des Angebots zu Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften und Multiplikatoren in allen 
Bildungsbereichen zu relevanten Konsumthemen 

- Aufnahme von Leminhalten in Regelungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung, insbesondere zum 
effizienten Umgang mit Energie und Materialien und zur Abfallvermeidung 

- Förderung von Projekten, die über eine reine Abgrenzung von nicht nachhaltigem Konsum hinaus neue 
Zugänge zu einem nachhaltigen Konsum ermöglichen 

- Sicherstellen der Finanzierung von bestehenden Angeboten, wie z. B. des Schulportals für Verbrauch- 
erbildung „Materialkompass“ des vzbv, das Unterrichtsmaterialien zu nachhaltigem Konsum bewertet 
(http://www.verbraucherbildung.de/) 

- Stärkung des Programms „Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung“ im Europäischen Sozialfonds, 
das die Nachhalfigkeifspotenziale von Produktionsprozessen und Berufen in den Fokus sfellt und damit 
zur nachhaltigen Konsumbildung beiträgt 

- Förderung von Pilotprojekten unter dem Titel „Bildungsräume als Realexperimente für eine nachhalti- 
ge Konsumpraxis in Deutschland“ 

- Vernetzung von Bildung und Forschung für nachhaltige Entwicklung, insbesondere im Bereich der 
Hochschulen (u. a. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses), der lokalen Nefzwerke (u. a. 
Stadfforschung und lokale Bildungsnefzwerke) und der beruflichen Weiterbildung wie sie u.a. auch 
schon im neuen Rahmenprogramm Forschung für nachhaltige Entwicklung (FONA^) angelegt ist 


3.3 Verbraucherinformation 

Die Erweiterung des Wissens über nachhaltigen Konsum sowie die Ausweitung verbrauchemaher Hand- 
lungskompetenz sollen sich an den alltäglichen Konsumsituationen orientieren, wobei die Bedürfnisse unter- 
schiedlicher gesellschaftlicher Gruppen berücksichtigt werden müssen. Der Praxisbezug der Informationen 
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soll dazu beitragen, dass für die Bürgerinnen und Bürger nachvollziehbarer wird, was nachhaltigen Konsum 
ausmacht, z. B. über den verstärkten Einsatz von CO 2 - und Ressourcenrechnem: Nachhaltiger Konsum soll 
dadurch auch erlebbarer werden. Dies soll u. a. durch Metainformationssysteme zum nachhaltigen Konsum, 
wie etwa dem Verbraucherportal des Umweltbundesamtes, sowie durch die Etablierang einer kritischen 
Marktbeobachtung und -Überwachung von umweltbezogenen Werbeaussagen erreicht werden. Das Programm 
soll auch dazu beitragen, die Diskussion über einen Konsumwandel zu fördern. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Ausbau von Informationsangeboten wie dem UBA- Verbraucherportal „Umweltbewusst leben“ 

- Steigerang des Praxisbezugs von Informationen zum nachhaltigen Konsum, z. B. durch verstärkte 
Kommunikation und Werbung für den Gebrauch von personalisierten Informationsinstramenten, wie 
CO 2 - und Ressourcenrechnem 

- Erarbeitung des ressortübergreifenden Förderkonzeptes „Mehr Lebensqualität durch nachhaltigen Kon- 
sum — Gestaltungskompetenzen für ein gutes, nachhaltiges Leben in Deutschland“ 

- Zielgrappenspezifische Aktivitäten zum Thema „Nachhaltiger Konsum und biologische Vielfalt“ im 
Rahmen der UN-Dekade „Biologische Vielfalt 201 1 - 2020“ 

- Durchführung von Ausstellungen und Veranstaltungen über verschiedene Bereiche des nachhaltigen 
Konsums in Kooperation mit der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 


3.4 Umwelt- und Sozialzeichen 

Um informierte Konsumentscheidungen zu ermöglichen und bei Flerstellem Anreize für die Entwicklung 
nachhaltiger Produkte und Dienstleistungen zu schaffen, wird der Bereich Umwelt- und Sozialzeichen weiter 
gestärkt. Flierbei spielen insbesondere glaubwürdige Umweltzeichen wie der „Blaue Engel“ und die EU- 
Energieverbrauchskennzeichnung mit ihrer Orientierangsfunktion für nachhaltigen Konsum eine bedeutende 
Rolle. Dabei ist zu beachten, dass die Kommunikation zielgrappenorientiert ausgerichtet und neuen Vertriebs- 
formen wie dem elektronischen Flandel angepasst wird. 

Umfragen zufolge würde ein Großteil der Verbraucherinnen und Verbraucher gern mehr umweltfreundliche, 
nachhaltige Produkte kaufen. Ein deutlich geringerer Anteil setzt diese Überzeugung jedoch auch in konkrete 
Kaufentscheidungen um. Die Gründe hierfür sind vielfältig (s. o.). 

Ziel der Bundesregierung ist es, dass sich glaubwürdige und ambitionierte „Verfrauenslabel“ wie die ver- 
pflichtende EU-Energieverbrauchskennzeichnung, das freiwillige Umweltzeichen „Blauer Engel“, die Pkw- 
Energieverbrauchskennzeichnung und die unabhängig überprüften Zertifikate für FIolz und Flolzprodukte aus 
legaler und nachhaltiger Waldbewirtschaftung wie FSC und PEFC besser von weniger seriösen und vertrau- 
enswürdigen Zeichen unterscheiden lassen. Darüber hinaus sollen die glaubwürdigen Produktkennzeichen 
weiterentwickelt in ihrer Bekanntheit gestärkt und auf weitere Produktgrappen ausgeweitet werden. Kriterien 
nationaler Zeichensysteme sind möglichst mit den Kriterien internationaler Zeichensysteme für bestimmte 
Produktgrappen in Einklang zu bringen. Die Vorteile gesetzlicher Standards wie z. B. nachhaltiger Waldwirt- 
schaft in Deutschland im internationalen Vergleich sind herauszustellen. Auch sollen die Konsumenten und 
Konsumentinnen besser in die Lage versetzt werden, die Umwelt- und Sozialauswirkungen eines Produktes 
leichter zu erfassen, hierzu sollte auch das Konzept „zweites Preisschild“, untersucht werden (siehe 3.7) 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Stärkung und Ausweitung des Projektes „Siegelklarheit“ auf weitere Zeichen- und Standardsysteme, 
Sektoren und die Zielgrappe der öffentlichen Beschaffung über existierende Portale, wie z.B. den 
„Kompass Nachhaltigkeit“ 

- Ausweitung von glaubwürdigen Labein wie dem Blauen Engel u. a. auf weitere Produktgrappen insbe- 
sondere des täglichen Bedarfs 

- Weiterentwicklung des Blauen Engels durch Flinzunahme von Kriterien, die eine noch stärkere ganz- 
heitliche Beurteilung des gesamten Flerstellungsprozesses eines Produkts ermöglichen 

- Unterstützung von Verfrauenslabeln durch Öffentlichkeitsarbeit und Kampagnen 

- Entwicklung von Kriterien und Indikatoren für die Auswirkungen von Produkten auf die biologische 
Vielfalt und deren verstärkte Berücksichtigung im Umweltzeichen „Blauer Engel“ 
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- Entwicklung von Kriterien und Indikatoren für Sozialstandards bzw. die Auswirkungen von Produkten 
auf die soziale Situation z. B. in den Produktionsländem und deren verstärkte Berücksichtigung in Ver- 
trauenslabeln 

- Stärkung und Ausweitung von Systemen zur Übermittlung von Produktinformationen in der Lieferkette 

- Untersuchung des Konzeptes „zweites Preisschild“ welches Sozial- und Umweltauswirkungen eines 
Produktes abbildet 

- Harmonisierung von Kriterien internationaler Zeichensysteme für relevante Produktgrappen 

- Ausweitung der Umweltdeklarationen für Bauprodukte auf Basis ökobilanzbasierter Indikatoren 

- Weiterentwicklung der Energieverbrauchskennzeichnung im Hinblick auf verbesserte Verbraucherin- 
formation, neue Anwendungsbereiche und Stärkung der Marktüberwachung. 

- Entwicklung von Leitlinien für Qualitätsstandards nachhaltigkeitsbezogener Produktinformationen im 
internationalen Kontext und auch im E-Commerce 

- Entwicklung von Rahmenbedingungen für eine verbrauchemahe Nutzung des EMAS-Logos 

- Entwicklung von Mess- und Kenngrößen in noch nicht adressierten Bereichen (z. B. für Biodiversität) 


3.5 Umweltgerechte Produktgestaltung (Ökodesign) 

Eine Beachtung von lebenszyklusbasierten Prinzipien und Praktiken bei der umweltgerechten Produktgestal- 
tung trägt ebenfalls zum nachhaltigen Konsum bei. Ein besseres Design kann Produkte langlebiger machen 
bzw. ihre Nachrüstung oder Reparierbarkeit vereinfachen. Gleichzeitig bedarf es auch produktspezifischer 
Verbraucherinformationen, sodass Konsumentinnen und Konsumenten einfach verständliche Informationen 
über die produktspezifischen Nutzungsmöglichkeiten und deren ökologische Auswirkungen haben. Dies kann 
durch einen Mix an unterschiedlichen politischen Instramenten und Anreizsystemen befördert werden. 

Ein zentrales und verbindliches Instrument der europäischen Binnenmarktpolitik ist die EU-Ökodesign- 
Richtlinie, die Marktzugangskriterien für energieverbrauchsrelevante Produkte festlegt. Sie erlaubt neben 
Energieeffizienzaspekten auch weitere Umweltauswirkungen zu adressieren, sofern diese messbar sind, von 
den Marktüberwachungsbehörden überprüft werden können sowie Potenzial für Verbesserungen vorhanden 
ist. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass ansprachsvolle Ökodesignanforderangen an die jeweiligen 
Produktgrappen gestellt werden. Gleichzeitig ist hierbei darauf zu achten, dass die Anforderungen technolo- 
gieneutral ausgestaltet werden sowie ökologisch sinnvoll und wirtschaftlich vertretbar sind. 

Darüber hinaus wird im Rahmen von Forschungsvorhaben geprüft, welchen Beitrag die Forschungs- und 
Entwicklungspolitik sowie das Produktsicherheits- und Gewährleistungsrecht für die Umsetzung ökologischer 
Designprinzipien leisten kann. 

Ferner bieten auch nicht-regulative Anstrengungen wie z. B. der Bundespreis Ecodesign oder die verstärkte 
Integration von Ecodesign an Hochschulen zusätzliche Anreize für ein nachhaltigkeitsorientiertes Design von 
Produkten und Dienstleistungen. 

Generell sollen Aspekte wie Lebensdauer, Reparaturfreundlichkeit und Rezyklierbarkeit im Design von Pro- 
dukten stärker ins Bewusstsein der Verbraucherinnen und Verbraucher und Produzenten gerückt werden. 
Verbindliche Regelungen hierzu können nur berücksichtigt werden, sofern dies technisch machbar, wirt- 
schaftlich vertretbar und sinnvoll erscheint. Dabei sind auch mögliche Zielkonflikte sowie die jeweils spezifi- 
schen technischen Charakteristika der jeweiligen Produkte zu beachten. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Auf europäischer Ebene wird sich die Bundesregierung mit Nachdruck für dynamische und ansprachs- 
vollere Anforderungen an energieverbrauchsrelevante Produkte im Rahmen der Öko-Design-Richtlinie 
und Energieverbrauchskennzeichnung, dort wo dies möglich und sinnvoll ist (Verankerung des Top- 
Runner-Prinzips), einsetzen 

- Stärkung der Marktüberwachung zur Überprüfung von Ökodesignanforderangen und Energiever- 
brauchskennzeichnung 

- Prüfung von Forschungsvorhaben mit Bezug zur umweltgerechten Produktgestaltung 

- Ausweitung und Unterstützung des Bundespreises Ecodesign 
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- Stärkere Berücksichtigung von Aspekten wie Lebensdauer, Reparaturfreundlichkeit und Rezyklierbar- 
keit im Design von Produkten, sofern technisch machbar, wirtschaftlich vertretbar und sinnvoll, z. B. 
durch freiwillige Vereinbarungen oder Anreizsystemen 

- Stärkung von Verbraucherinformationen, wie z. B. nutzerffeundliche Bedienungsanleitungen oder Re- 
paraturinformationen auf nationaler Ebene 


3.6 Nachhaltige öffentliche Beschaffung 

Die nachhaltige öffentliche Beschaffung stellt aufgrund ihres großen ökonomischen Potenzials einen wichti- 
gen Hebel zur Förderang nachhaltiger Produkte und Dienstleistungen dar. Außerdem wird die öffentliche 
Hand mit einem entsprechend ausgerichteten Beschaffungswesen auch ihrer Vorbildfunktion gerecht und trägt 
zur Glaubwürdigkeit einer Politik für nachhaltigen Konsum bei. Dabei können auch Umwelt- und Sozialstan- 
dards in der Produktions- und Lieferkette berücksichtigt werden, sofern ein Bezug zum Auftragsgegenstand 
gegeben ist. Auch bei der nachhaltigen Beschaffung gilt die Vorbildflmktion der öffentlichen Hand im Rah- 
men der geltenden gesetzlichen Regelungen, insbesondere der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar- 
samkeit. Entscheidend ist dabei, dass der Hauptzweck der öffentlichen Beschaffung, die wirtschaftliche Be- 
darfsdeckung der öffentlichen Hand, nicht beeinträchtigt wird. Beispielhaft zu nennen ist hier der Beschaf- 
fungserlass der Bundesregierung für Holzprodukte. Dieser Erlass regelt bei der Beschaffung von Holzproduk- 
ten die Berücksichtigung des Aspektes, dass das Holz für diese Produkte nachweislich aus legaler und nach- 
haltiger Waldbewirtschaftung stammen muss. 

Ein wichtiges Aufgabenfeld für die weitere Durchsetzung dieses Konzepts ist die Umsetzung der in den drei 
neuen EU -Vergaberichtlinien enthaltenen umweltbezogenen und sozialbezogenen Regelungen in den Berei- 
chen des nationalen Vergaberechts, der vom Regelungsbereich dieser Richtlinie erfasst ist. u. a. mit dem Ziel, 
die Beschaffung von Waren und Leistungen mit Hilfe von Gütezeichen (d. h. Umwelt- und Sozialsiegel wie 
z. B. Blauer Engel, Europäisches Umweltzeichen und Fairtrade) zu vereinfachen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- 1 : 1 -Umsetzung der drei neuen EU-Vergaberichtlinien und der darin enthaltenen Möglichkeiten zur 
nachhaltigen Beschaffung in nationales Vergaberecht, sofern es vom Regelungsbereich dieser Richtli- 
nie erfasst ist 

- Zeitnahe Aktualisierung von entsprechenden Arbeitshilfen für die nachhaltige Beschaffung nach Ab- 
schluss der nationalen Vergaberechtsreform und deren Bekanntmachung (z. B. auf der Beschaffer- 
Website des UBA www.beschaffung-info.de und anderen vergleichbaren Online-Portalen wie z. B. 
dem „Kompass Nachhaltigkeit“) 

- Erstellung von neuen Arbeitshilfen für eine sozialgerechte/ -verträgliche öffentliche Beschaffung 

Mit Blick auf eine nachhaltige Beschaffung sollte eine noch bessere Sensibilisierung der Mitarbeiter der öf- 
fentlichen Verwaltung (Bedarfsträger, Mitarbeiter in Vergabestellen, politische Entscheider) angestrebt wer- 
den. Dies könnte erreicht werden, indem fundierte, praxisorientierte Kenntnisse zur nachhaltigen öffentlichen 
Beschaffung — unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgrandsatzes — noch besser in die Berufsbildung (z. B. 
Aus- und Weiterbildungen an Fachhochschulen/ Hochschulen für öffentliche Verwaltung sowie anderen rele- 
vanten Bildungs- und Weiterbildungseinrichtungen für öffentliche Einkäuferinnen und Einkäufer) integriert 
werden. 

Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) beim Beschaffungsamt des Bundesministeriums des 
Innern hat beispielsweise als good-practice Beispiel die Aufnahme des Themas „Nachhaltige Beschaffung“ in 
den Lehrplan der Hochschule des Bundes erreicht und dort bereits Vorlesungen dazu gehalten. 

Auch eine Stärkung der KNB als zentrale Beratungs- und Informationsstelle für das Thema “Nachhaltige Be- 
schaffung“ gehört hierzu. Zudem sollte die Expertise von anderen relevanten Institutionen wie dem UBA und 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) genutzt werden. 
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Konkrete Maßnahmen sind: 

- Verstärkte praxisnahe Information der Beschaffungsstellen durch Schulungen, Informationsveranstal- 
tungen u. a. durch die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung, Netzwerk für faire Beschaffung 
der Servicestelle der Kommunen in der Einen Welt (SKEW) und andere Institutionen 

- Verstärkte Erarbeitung von Arbeitshilfen durch KNB, UBA, SKEW und andere Institutionen. 

- Ausweitung des Angebots von Schulungsunterlagen und Informationsschriften auf den Beschaffer- 
Websites von KNB, UBA, SKEW etc. 

- Erweiterung des Kompass Nachhaltigkeit um einen Kommunalen Kompass als Service für Beschaf- 
fungsverantwortliche in Kommunen 

Die Bundesregierung ist sich der Vorbildfunktion der öffentlichen Verwaltung bewusst. Die Ziele ihres Maß- 
nahmenprogramms Nachhaltigkeit, das sie für ihre Verwaltungen im Rahmen der deutschen Nachhaltigkeits- 
strategie geschaffen hat und das auch konkrete Maßnahmen zum öffentlichen Auftragswesen beinhaltet, kön- 
nen auch von den Ländern und Kommunen aufgegriffen werden. Die Zusammenarbeit von Bund, Ländern 
und Kommunen in der Allianz für nachhaltige Beschaffung einschließlich der Unterarbeitsgruppe Sozialstan- 
dards wird fortgesetzt. Darüber hinaus sollte auch die Rolle des öffentlichen Auftragswesens als Innovations- 
motor, z. B. in Kooperation mit dem „Kompetenzzentrum Innovative Beschaffung“ (KOINNO) des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und Energie, gestärkt werden. 

Es ist insgesamt beabsichtigt, das Informations- und Beratungsangebot des Bundes weiterzuentwickeln und zu 
bündeln. 


Konkrete Maßnahmen sind: 

- Konsequente Umsetzung des vom Staatssekretärsausschusses für nachhaltige Entwicklung verabschie- 
dete Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit vom 30.03.2015 

- Expertengruppenarbeit zu konkreten Themen der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung im Rahmen 
der Allianz für nachhaltige Beschaffung unter Einbeziehung der Länder und der kommunalen Spitzen- 
verbände fortsetzen und neue Themen wie beispielsweise biologische Vielfalt in der Expertengrappen- 
arbeit aufgreifen 

- Einzelmaßnahmen prüfen, die sichern, dass sich das Beschaffungs- und Bauwesen des Bundes spätes- 
tens bis zum Jahr 2020 auch an biodiversitätserhaltenden Standards orientiert, sofern dies mit dem 
Wirtschaftlichkeitsgrandsatz vereinbar ist. 


3.7 Forschung für nachhaltigen Konsum 

Die Forschung für nachhaltigen Konsum hat in den letzten Jahren erheblich an Bedeutung gewonnen. Für alle 
in diesem Programm aufgeführten Bedürfhisfelder (d. h. Mobilität, Ernährung, Wohnen und Flaushalt, Arbeit 
und Büro, Bekleidung, Freizeit und Tourismus) ist die Forschung gefordert in spezifischen Projekten 
Lösungsansätze für nachhaltigen Konsum zu entwickeln, ln den vergangenen Jahren hat die Forschung bereits 
erfolgreiche Vorschläge vorgelegt, z. B. zur Verringerung von Energiekonsum in Flaushalten und öffentlichen 
Gebäuden. 

Um nachhaltigen Konsum zu erreichen, spielen technologische Lösungen etwa zu Ressourcen- und Energieef- 
fizienz eine Rolle, genauso wie Suffizienzstrategien und nachhaltige Lebensstile auf der individuellen Fland- 
lungsebene der Verbraucherinnen und Verbraucher. Das FONA3 -Programm des BMBF (Forschung für nach- 
haltige Entwicklung) widmet sich aktuell dem Thema nachhaltiger Konsum u. a. in den zwei Fördermaßnah- 
men „Nachhaltiges Wirtschaften“ (2014 bis 2018) und „Umwelt- und gesellschaftsverträgliche Transformati- 
on des Energiesystems“ (2013 bis 2017) und baut auf dem Forschungsschwerpunkt „Nachhaltiger Konsum — 
Vom Wissen zum Flandeln“ (2008 bis 2013) auf. Neben den Ingenieurs- und Naturwissenschaften sind hier 
auch die Geistes- und Sozialwissenschaften gefragt, um Antworten zu Werten und Überzeugungen, zu indivi- 
duellen und kollektiven Veränderangs- und Beteiligungsprozessen oder ökonomischen Flerausforderangen zu 
liefern, ln diesem Zusammenhang nimmt die Sozial-ökologische Forschung (SÖF) des BMBF mit ihrem 
problembezogenen sowie inter- und transdisziplinären Forschungszugang eine Schlüsselrolle ein. 
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Auch zahlreiche Arbeiten des Umweltbundesamts haben sich diesem Bereich gewidmet. Weitere Arbeiten 
sind zwingend erforderlich. So sind insbesondere die Erarbeitung von Indikatoren und Benchmarks zu den 
Wirkungen des Konsums erforderlich. Ziel ist es, den Konsumentinnen und Konsumenten die Auswirkungen 
ihres Handelns auf Umwelt und soziale Situation - auch in globaler Perspektive - anschaulich zeigen zu kön- 
nen und Handlungsaltemativen zu präsentieren. Auch ist ein besseres Verständnis des Verbraucher-ZNutzer- 
verhaltens notwendig, um gezielt Instrumente entwickeln zu können und neue Formen nachhaltigen Konsums 
untersuchen zu können. Aus einer systemischen Perspektive ist die Analyse des Konsumhandelns mit Blick 
auf Prozesse der Nutzung, Weitergabe und Entsorgung von Konsumgütem, auf entsprechende Alltagsrouti- 
nen, auf soziale Bedeutungen von Konsumhandeln, auf veränderungsanregende Interventionen und auf die 
Wirkungen politischer Steuerungsinstrumente notwendig. Dies bedeutet, die Forschung nicht auf die Analyse 
des Kaufprozesses von bestimmten Produkten und/ oder das Bewusstsein von Konsumentinnen und Konsu- 
menten zu beschränken. 

In diesem Kontext ist es wichtig, neuste Forschungserkenntnisse zu Verbraucherverhalten nicht nur bei der 
Entwicklung politischer Maßnahmen zu berücksichtigen (etwa hinsichtlich der Frage, welcher Umfang an In- 
formation von verschiedenen Konsumentengruppen als hilfreich empfunden wird), sondern auch systematisch 
zu erproben und zu evaluieren. Außerdem soll die Produktionsseite durch innovative Forschung (z. B. Integra- 
tion von Konsumentinnen und Konsumenten in Innovationsprozesse, Entwicklung von neuen Geschäftsmo- 
dellen, Ausgestaltung politischer Rahmenbedingungen) animiert werden, Produkte und Dienstleistungen für 
einen nachhaltigen Konsum zur Verfügung zu stellen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Forschungsergebnisse zum nachhaltigen Konsum schneller in die Anwendung bringen und neue For- 
schung auf Relevanz für die umsetzenden Politikbereiche ausrichten, wie es bereits Ziel des im Rah- 
men der Hightech-Strategie der Bundesregierung eingerichteten Fachforums nachhaltiges Wirtschaften 
ist, das bei der Forschung zum nachhaltigen Konsum einen Schwerpunkt setzt 

- Schaffung der Grundlagen für eine auf Indikatoren und Benchmarks basierende Verbraucherinformati- 
on über die Auswirkungen des Konsums, auch in globaler Dimension 

- Forschung zu möglichen Methoden für die Entwicklung eines „zweiten Preisschildes“, welches die So- 
zial- und Umweltauswirkungen eines Produktes gegebenenfalls monetär wiederspiegelt 

- Nachhaltigkeitsbewertung globaler Wertschöpftmgs- und Lieferketten 

- Ausbau der Forschung in Geistes- und Sozialwissenschaften zu verhaltensorientierten Lösungsansätzen 
und Ausbau der Nutzung verhaltenswissenschaftlicher Erkenntnisse für Politikmaßnahmen zur Stär- 
kung der Kompetenz von Konsumentinnen und Konsumenten 

- Forschung zum Einfluss von Lebenskontexten auf Konsumhandlungen (Individuum als Teil z. B. des 
Familienkontextes mit den entsprechenden Ermöglichungs- und Hemmnisstrukturen, die z. B. durch 
Sozialnormen, Wohnumfeld etc. bedingt sind) 

- Verbraucherforschung: Untersuchung der Frage, welche Bedürfnisse Konsumentinnen und Konsumen- 
ten haben und wie diese Bedürfnisse entstehen 

- Forschung zu alternativen Produkten und Dienstleistungen nach den Bedürfnissen der Konsumentinnen 
und Konsumenten für einen nachhaltigen Konsum 

- Forschung zur Bedeutung des Rebound-Effektes für nachhaltigen Konsum und nachhaltiges Wirtschaf- 
ten, d. h. Analyse der tatsächlichen Wirkung von Effizienzinnovationen 

- Forschung zur Bedeutung des nachhaltigen Konsums bei Plastikkreisläufen, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung der Problematik bei dem Thema „Mikroplastik“ 

- Forschung zur Rolle des nachhaltigen Konsums als Treiber von Innovationen und auch sozialen Inno- 
vationen 

Förderung der Verbreitung und Diffusion von Forschungsergebnissen zum nachhaltigen Konsum (z. B. 
zu Suffizienzstrategien) in der Gesellschaft und in der Wirtschaft und Ableitung von Politikempfehlun- 
gen aus den Forschungsergebnissen sowie — soweit möglich — systematisches Testen der Erkenntnisse 
(z. B. durch randomisiert kontrollierte Feldstudien). 
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3.8 Soziale Innovationen 

Soziale Innovationen für nachhaltigen Konsum umfassen neue Organisationsformen, Dienstleistungen, Ange- 
bote und Praktiken, die die Konsumgewohnheiten hin zu mehr Nachhaltigkeit verändern können. Soziale In- 
novationen können zur Lösung gesellschaftlicher Probleme und Missstände im Bereich nachhaltiger Wirt- 
schafts-, Konsum- und Lebensstile beitragen und setzen eng an alltäglichen Lebenswelten an. Sie können 
marktgetrieben sein, entfalten aber auch außerhalb herkömmlicher Marktstrukturen ein Potenzial für mehr 
Nachhaltigkeit. Beispiele sind Energiegenossenschaften, Urban Gardening-Initiativen, Verleih- und Tausch- 
börsen, Repair-Cafes, Eigenwerkstätten oder Carsharing-Angebote. 

Mit der Erprobung neuer nachhaltiger Wirtschafts- und Lebensstile verbreitern sich die Handlungsmöglich- 
keiten und erleichtern die Vermeidung nichtnachhaltiger Verhaltensweisen. Das Potenzial, das soziale Innova- 
tionen für nachhaltigen Konsum bieten, ist systematisch zu erforschen, zu nutzen und besser auszuschöpfen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Weiterentwicklung der fachlichen Grandlagen zu sozialen Innovationen für nachhaltigen Konsum 
(z. B. Monitoring, Wirkungsabschätzung der Umweltentlastungspotenziale, sozio-ökonomische Effek- 
te) 

- Etablierung eines „Runden Tisches zu Finanzierangsmodellen sozialer Innovationen für nachhaltigen 
Konsum“ in Kooperation mit Förderinstitutionen, Stiftungen und Crowdftmding-Initiativen 

- Einrichtung einer zentralen Anlauf-/ Kompetenzstelle „Soziale Innovationen in Deutschland“ beim 
Umweltbundesamt als Hilfestellung für Initiativen und Bereitstellung von Best-Practice Beispielen 


3.9 Monitoring für nachhaltigen Konsum 

Aufschluss über die Verbreitung nachhaltiger Konsumweisen ist durch ein umfassendes Monitoring möglich. 
Der vom UBA initiierte Markt- und Kaufbereitschaftsindex für nachhaltigen Konsum ist hierbei ein wichtiger 
Schritt in diese Richtung. In diesem Zusammenhang könnte auch die Weiterentwicklung der turnusmäßig 
durchgeführten Umweltbewusstseinsstudie und Naturbewusstseinsstudie im Sinne einer u. a. nachhaltigen 
Konsum adressierenden Sozialberichterstattung einen fundierten Beitrag leisten. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Etablierung eines Kaufbereitschafts- und Marktindex für grüne Produkte/ nachhaltigen Konsum 

- Entwicklung eines Leitindikators für nachhaltigen Konsum und entsprechender Messinstrumente und 
Anerkennungssysteme zum Nachweis des Leitindikators 

- Weiterentwicklung der empirischen Untersuchungen zu „Umweltbewusstsein in Deutschland“ im Hin- 
blick auf Konsummuster 

- Ausbau der nationalen Sozialberichterstattung auf Aspekte des nachhaltigen Konsums, z. B. im Rah- 
men des GfK-Verbraucherpanels oder des sozio-ökonomischen Panels 






Drucksache 18/7732 


-24- 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


4 Einzelne Bedürfnisfelder und deren Handlungsansätze 
4.1 Mobilität 

Relevanz des Themas naehhaltige Mobilität für Verbraueherinnen und Verbraueher 

Private Haushalte sind zu einem erheblichen Umfang an den Emissionen im Verkehrssektor beteiligt. Von den 
insgesamt durch privaten Konsum verursachten C02-Emissionen macht der Verkehr etwas mehr als ein Vier- 
tel aus. Trotz gesetzlicher Anforderangen, z. B. an die spezifischen C02-Emissionen von Fahrzeugen, steht zu 
befürchten, dass die absoluten Treibhausgasemissionen des Personenverkehrs aufgrund zunehmender Wege 
und Distanzen in der Zukunft nicht entsprechend der übergeordneten Klimaschutzziele sinken. Insbesondere 
die Zunahme des Flugverkehrs kann einer Senkung der C02-Emissionen im Verkehrssektor entgegenstehen. 
Eine Senkung der C02-Emissionen könnte dadurch erreicht werden, dass für umweltfreundlichere Alternati- 
ven - wie etwa umweltverträglichere Verkehrsmittel oder — im Bereich des motorisierten Individualverkehrs 
Hybrid- und mit „sauberem“ Strom betriebene Elektrofahrzeuge, die bis heute geringen Marktanteile, gestei- 
gert werden. Eine integrierte Stadt-, Raum- und Verkehrsplanung kann zudem dazu beitragen, Verkehrsauf- 
wände zu reduzieren. 

Die vom Verkehr ausgestoßenen Luftschadstoffe wie Feinstaub und Stickstoffoxide belasten neben den 
Treibhausgasen sowohl die Umwelt als auch die menschliche Gesundheit. Ein sehr wichtiges Thema ist zu- 
dem der Verkehrslärm. Wegen komplexer technischer und administrativer Zusammenhänge, z. B. bei der 
Entwicklung und Zulassung leiser Komponenten und Fahrzeuge, sowie wegen hoher Investitionserfordemisse 
sind Fortschritte bei der Reduzierung des Verkehrslärms vor allem mittel- und langfristig erreichbar. 

Ferner gehen die für den Erhalt der biologischen Vielfalt wichtigen Natur- und Landschaftsräume zum einen 
durch die zunehmende Flächeninansprachnahme für Verkehr und zum anderen durch die Zerschneidungswir- 
kung des Verkehrsnetzes zurück. 

Hemmnisse eines naehhaltigen Konsums im Bereieh der Mobilität 

Die Alltagsmobilität von Verbraucherinnen und Verbrauchern ist überwiegend von Routinen geprägt. Die täg- 
liche Verkehrsmittelwahl wird auch durch soziale Normen wie den eigenen gesellschaftlichen Status beein- 
flusst. Solange der Autobesitz — und insbesondere leistungsstarke Fahrzeuge — immer noch häufig als Zeichen 
von Erfolg und Unabhängigkeit gewertet werden, setzen sich umweltfreundlichere Mobilitätsaltemativen auf 
breiter Basis nur schwer durch, ln städtischen Milieus lässt sich jedoch gegenwärtig ein Wandel beobachten. 
Dort bewegen sich die Menschen zunehmend multimodal fort. Das Schlagwort „smart mobility“ steht für in- 
telligente, nachhaltige Mobilitätslösungen, die durch die Optimierung der Nutzung der vorhandenen Ver- 
kehrsmittel mithilfe des Einsatzes von Informations- und Kommunikationstechnologien ermöglicht werden. 
Insbesondere jüngere Menschen treffen damit zunehmend situative und pragmatische Entscheidungen in Be- 
zug auf das Fortbewegungsmittel der Wahl. 

Das Wissen auf Seiten der Verbraucherinnen und Verbraucher etwa über die indirekten Auswirkungen von 
Konsum aus anderen Bereichen auf das Verkehrsaufkommen (z. B. durch Online -Shopping) ist häufig unzu- 
reichend. Zudem beeinflusst die ungleiche Kostenwahmehmung unterschiedlicher Verkehrsträger (z. B. Flug- 
reise mit Billigfluganbieter vs. Bahnfahrt, das bloße Anrechnen der Treibstoffkosten beim Auto) nachhaltige 
Mobilitätsentscheidungen negativ. 

Neben diesen konsumentenbezogenen Barrieren bestehen vor allem in ländlichen Regionen — insbesondere 
durch die Abnahme jüngerer Altersgruppen - infrastrakturelle Hindernisse für eine nachhaltige Mobilität, ln 
dünn besiedelten Räumen außerhalb der Städte ist das öffentliche Verkehrsnetz weniger gut ausgebaut und 
Mobilitätsbedürfhisse bzw. -erfordemisse sowie die Sicherstellung der notwendigen Erreichbarkeit sind ohne 
Auto kaum realisierbar. 

Der notwendige Verkehr sollte mit der effizientesten Technik und den umweltfreundlichsten Energieträgern 
abgewickelt werden. Die bisher hauptsächlich eingesetzten fossilen Kraftstoffe sind nicht nachhaltig. Wo 
sinnvoll nutzbar sollte Strom aus Emeuerbaren Energien genutzt werden. 

Politik für eine naehhaltige Mobilität 

Ziel einer Förderung des nachhaltigen Konsums im Mobilitätsbereich ist es, den Verkehr der Zukunft um- 
weltverfräglich, ressourcenschonend, effizient und sicher zu gestalten, wobei individuelle, sich ändernde Mo- 
bilitätsbedürfhisse zu berücksichtigen sind. Wir wollen Verkehre nicht verhindern, müssen aber Mobilität in 
Deutschland so gestalten, dass sie umweltfreundlicher, leiser und nachhaltiger wird. Dies wird vor allem dann 
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gelingen, wenn die Angebote nicht nur hinsichtlich des Preises sondern auch hinsichtlich des Komforts und 
der Verbraucherffeundlichkeit überzeugen können. 

Klimafreundliche Mobilitätsformen begünstigen 

Intelligente Raumentwicklung und der Abbau zersiedlungsfördemder Struktur- und Subventionspolitiken 
können Verkehrsaufwände reduzieren. Erforderliche Wege sollten wo möglich auf umweltverträglichere Ver- 
kehrsträger verlagert werden. Um eine nachhaltigere Verkehrsmittelwahl von Verbraucherinnen und Verbrau- 
chern zu begünstigen, sollten sich politische Anstrengungen vor allem auf die Angebotsverbesserang des öf- 
fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV), die Aufwertung des Fußgänger- und Fahrradverkehrs und die Ver- 
knüpfung dieser Verkehrsmittel untereinander, einschließlich des Carsharings, konzentrieren. Dies gilt in be- 
sonderem Maße auch für Innenstädte und Stadtteilzentren, deren Stärke in ihrer komplexen Einbindung in die 
Verkehrsinffastruktur und in der damit verbundenen guten Erreichbarkeit liegt. Hier leisten die Integration 
und Optimierang von Bahn-, Bus-, Kfz-, Rad- und Fußverkehr sowie die barrierefreie und qualitätsvolle Ge- 
staltung der Verkehrsräume einen wichtigen Beitrag zu stadtverträglicher Mobilität für Anwohner und Besu- 
cher gleichermaßen. 

Dies schließt eine verlässliche und auskömmliche Finanzierung entsprechend der Ziele der Bundesregierung 
ein. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Unterstützung bei der Attraktivitätssteigerung des ÖPNV: Erhöhung der Bedienerfreundlichkeit durch 
Vereinheitlichung der Tarifsysteme, Verbesserung der Informations- und Buchungssysteme, Gewähr- 
leistung der Barrierefreiheit, Erhöhung von Komfort und Sicherheit, Verringerung der Reisezeiten, 
Verbesserang der Rahmenbedingungen für alternative Antriebkonzepte mit weniger Lärm und weniger 
Schadstoffausstoß etc. 

- Unterstützung der Verbraucherinnen und Verbraucher durch verlässliche Informationen über den 
Kraftstoffverbrauch und den Schadstoffausstoß von Verkehrsangeboten und Pkws, wie z. B. dem In- 
formationsportale „Pkw-Label“ (www.pkw-label.de). Ähnlich wie das Energieeffizienzlabel bei Haus- 
haltsgeräten informiert das Pkw-Label mit einer Farbskala, wie effizient das Fahrzeug in der jeweiligen 
Gewichtsklasse ist. Dadurch werden Anreize für den Kauf C02-effizienter Neuwagen geschaffen. 

- Ausbau des ÖPNV-Netzes und Erhöhung der Betriebsleistung: Verdichtung von Streckennetzen, dich- 
tere Taktung der einzelnen Verkehrsträger, Schaffung und Verbesserang von Möglichkeiten zur Kom- 
bination der Verkehrsträger, verlängerte Betriebszeiten etc. 

- Unterstützung des Radverkehrs intensivieren (z. B. durch den Nationalen Radverkehrsplans (NRVP) 
und die Nationale Klimaschutzinitiative, sowie ggf weiterer Programme) 

- Unterstützung des Fuß Verkehrs intensivieren (z. B. durch Entwicklung einer Fuß Verkehrsstrategie für 
Deutschland, Verkehrsberahigung in Innenstädten etc.) 

- Unterstützung der Kommunen bei der Ausweitung und Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen, 
um flexible Bedienformen des öffentlichen Verkehrs wie Lastentaxis, Anrafsammeltaxis oder Rufbus- 
se, insbesondere im ländlichen Raum bekannt zu machen 

- Verbesserang der Rahmenbedingungen für nachhaltige Fahrzeugverleihsysteme, insbesondere Carsha- 
ring, Bikesharing einschließlich von Lastenrädem (z. B. durch Integration elektrischer Zweiräder in die 
ElektromobilitätsfÖrderang, Sondemutzungen für Carsharing im öffentlichen Raum, Kooperationen 
zwischen Carsharing-Anbietern und ÖPNV etc.) 

- Förderung von investiven Maßnahmen in Stadt- und Ortsteilzentren zur Gestaltung quartiersverträgli- 
cher Mobilität (z. B. barrierearme und barrierefreie Verkehrs flächen, Rad- und Fußgängerfreundlich- 
keit) im Rahmen der StädtebaufÖrderang 

- Fortsetzung und Weiterentwicklung der Förderung nachhaltiger Mobilität im Rahmen der Nationalen 
Klimaschutzinitiative (NKI): innovative Einzelprojekte sowie Kommunalrichtlinien mit Klimaschutz- 
konzept/ -management (einschließlich Förderung „ausgewählter Maßnahmen“, z. B. Fuhrparkumstel- 
lung auf Elektromobilität), Teilkonzept „Klimaffeundliche Mobilität“ sowie investiven Maßnahmen 
(Radverkehrsinfrastraktur und verkehrsmittelübergreifende Mobilitätsstationen) 

- Informationen und Bewertung über die mit der Distanz zunehmenden Umweltwirkungen von Verkehr 
im lokalen, aber auch im globalen Bereich 
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Förderung von Telearbeit und mobilem Arbeiten 

Das Arbeitsleben ist eng verzahnt mit der Mobilität. Viele Tätigkeiten sind nicht mehr an feste Räume und 
Zeiten gebunden und können mittels moderner Informations- und Kommunikationstechniken virtuell und de- 
zentral erbracht werden. Heim- bzw. Telearbeit und mobiles Arbeiten sparen Wege und reduzieren den Be- 
rufs- und Pendlerverkehr. Seit 2008 ist Verbreitung von Telearbeit leicht rückläufig. Sie ist aber weiterhin 
ausbaufähig und sollte von der Politik unterstützt werden. Im politischen Fokus sollte daher stehen, Telearbeit 
als mögliche Arbeitsform den Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie den Unternehmen bekannter zu ma- 
chen und stärker ins Bewusstsein zu rücken. Dabei sollte es das Ziel sein, langfristig die Verbreitung dieser 
verkehrsentlastenden Arbeitsweisen zu erhöhen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Kommunikationsmaßnahmen zur Bewusstseinsbildung von Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen sowie 
Verbraucherinnen und Verbrauchern über Möglichkeiten der Heimarbeit oder des mobilen Arbeitens 

- Zunahme der Vereinbarangen zur Einführang der Telearbeit und mobilem Arbeiten in öffentlichen 
Einrichtungen und Unterstützung dieser neuen flexiblen Arbeitsformen. 

- Unterstützung von Unternehmen und Organisationen bei der Entwicklung von Konzepten zur flexiblen 
Arbeitszeit- und Arbeitsortgestaltung im Rahmen ihrer mitarbeiterorientierten Personalpolitik 

- Forschung zur Reduktion von Umweltbelastungen durch Telearbeit 


Vernetzte Mobilitätsweisen fördern 

Der Großteil der Wege im Personenverkehr wird mit dem Pkw zurückgelegt. Steigende Mobilitätskosten und 
veränderte Nutzeranforderangen machen neue Organisationsformen von Mobilität notwendig und erfordern 
einen Perspektivwechsel - weg von einzelnen Verkehrsträgern hin zu einem umfassenden, intermodalen Mo- 
bilitätssystem. Möglich wird die „vernetzte Mobilität“ durch Mobilitätsketten, die verschiedene Verkehrsmit- 
tel integrieren und miteinander verknüpfen sowie durch den Einsatz moderner Informations- und Kommuni- 
kationstechniken. Eine Kombination verschiedener Verkehrsmittel kann dabei nicht nur umweltfreundlicher, 
sondern sogar wesentlich preisgünstiger und komfortabler sein und Reisezeiten verkürzen. Eine zentrale Auf- 
gabe der Politik besteht daher darin, die Barrieren zwischen den unterschiedlichen Mobilitätsanbietem abzu- 
bauen und Kooperationen zu initiieren. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Unterstützung der Kombination von ÖPNV mit Car- und Bike-Sharing-Angeboten sowie Mitfahrange- 
boten (ride-sharing) 

- Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Einsatz verkehrsfrägerübergreifender Datenplattformen 
auf Open-Data-Basis: Information über Mobilitätsangebote, Staus, Verspätungen und Fahrplandaten; 
Vernetzung von Verkehrsinformationen und Ticketsystemen, welche über innovative digitale Mobili- 
tätsdienste zur Verfügung gestellt werden 

- Schaffung neuer Übergänge und Schnittstellen aller Verkehrsträger, weitere Förderang und Einrichtung 
von Mobilitätsstationen als Schnittstellen des Umweltverbundes 

- Stärkung des kommunalen und betrieblichen Mobilitätsmanagements 

- Verkehrserziehung zu intermodalen Mobilitätsweisen 


Kurze Wege im Alltag ermöglichen 

Um Verkehr zu vermeiden, müssen Maßnahmen auch an den Ursachen der Verkehrsentstehung ansetzen. 
Suburbanisierang und die räumliche Trennung wichtiger Funktionen wie Arbeiten, Einkäufen und Freizeit/ 
Naherholung sowie deren Verlagerung an die Stadfrandgebiete führen zu einer entfemungsintensiven und teils 
mono funktionalen Raumstraktur und dadurch auch zu erhöhten Verkehr saufwänden. Hingegen bietet eine 
kompakte und nutzungsgemischte Struktur bessere Voraussetzungen für kurze Arbeits-, Versorgungs- und 
Freizeitwege. 
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Konkrete Maßnahmen sind: 

- Stärkere Berücksichtigung des Ziels der Verkehrsreduzierung bei Vorgaben zur Raum- und Landespla- 
nung und zur Stadtentwicklung 

- Anlage von natumahen Grünbereichen und Freiflächen zum Verweilen und Spielen, Einrichtung auto- 
freier oder verkehrsberuhigter Bereiche bzw. Quartiere 

- Sicherung wohnortnaher Einrichtungen wie Kindergärten, Schulen, Einkaufsmöglichkeiten, Hort- und 
Freizeitstätten durch entsprechende planerische und finanzielle Unterstützung 

- Standortberatung für (künftige) Bewohner zu Angeboten des ÖPNV etc., Informationen und Beratung 
zu den langfristigen (Mobilitäts-)Kosten 


4.2 Ernährung 

Relevanz des Bereiehs Ernährung für einen naehhaltigen Konsum 

Die primären Nachhaltigkeitsziele im Hinblick auf den Bereich Emährang sind es, angesichts des erwarteten 
Wachstums der Weltbevölkerang bis zum Jahr 2050 von heute etwa 7,4 Milliarden auf voraussichtlich 
1 0 Milliarden Menschen, den Hunger zu beenden, Emährungssicherheit und eine bessere Ernährung zu errei- 
chen und eine nachhaltige Landwirtschaft zu fördern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass unterschiedliche Er- 
nährungsweisen in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte unterschiedlich zu bewerten sind. Zudem muss beim 
Thema Ernährung die Gesundheit als ein wichtiger Faktor berücksichtigt werden. Auch die Emährangskultur 
und somit das Verhalten eines jeden Einzelnen hat erheblichen Einfluss auf die Nachhaltigkeit. Der Aspekt 
Emährang kann dabei einen wichtigen Beitrag zum nachhaltigen Konsum insgesamt leisten. 

Die ökologische, ökonomische und soziale Bilanz des Lebensmittelkonsums wird durch Art, Umfang und den 
Preis der gekauften Lebensmittel, deren Herstellung und Verarbeitung, den Ressourcen- und Flächenver- 
brauch im Hinblick auf einen feste Produktionsmenge, den Transport, die Methoden der Aufbewahrung und 
der Zubereitung sowie durch die Menge von Lebensmittelabfällen bestimmt. 

So entstehen rund 13 Prozent der C02-Emissionen (pro Person) des Konsums bei Anbau, Verarbeitung und 
Transporte von Nahrungsmitteln sowie durch Lebensmittelabfalle. Wehere kritische Aspekte sind der Verlust 
an Biodiversität, die Belastung von Gewässern, Luft und Böden durch die Landwirtschaft. Auf der anderen 
Seite sorgt ein Teil der Landbewirtschaftung aber auch für den Erhalt von Biodiversität in der Kulturland- 
schaft sowie für die Speicherung von Klimagasen, insbesondere im Grünland. 

Zu berücksichtigen ist weiterhin, dass durch Forschung und Innovationen, beispielsweise im Bereich der res- 
sourceneffizienten Herstellung, Verarbeitung, des Transports, der Aufbereitung und Zubereitung von Le- 
bensmitteln, erhebliche Beiträge zu einer verbesserten Nachhaltigkeit erreicht werden können. Auch die Wir- 
kung des Handels mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (Futter- und Lebensmittel) sind im Hinblick auf die 
Fragen des nachhaltigen Konsums mit einzubeziehen. Es besteht daher die Herausforderung, die Emährungs- 
vielfalt und Versorgungssicherheit und gleichzeitig den Schutz von Biodiversität, Böden und Gewässern zu 
gewährleisten. 

Unterschiedliche Nahrungsmittel verursachen unterschiedlich ökologische, ökonomische und soziale Wirkun- 
gen. Als besonders umweit- und klimaschonend gelten ökologisch erzeugte saisonale Produkte aus der Regi- 
on. Hinsichtlich Aufbewahrung und Zubereifung werden die Umweltwirkungen auch durch die Effizienz der 
verwendeten Haushaltsgeräte beeinflusst. Schließlich ist die Menge an Lebensmittelabfallen, die in privaten 
Haushalten anfällt, erheblich (s. S. 28) und damit der Ressourceneinsatz für die Hersfellung von Nahrungsmit- 
feln deutlich höher als für die eigentliche Ernährung erforderlich. Potenziale zur Verminderung von ökologi- 
schen Belastungen sind daher in der gesamten Produktions- und Lieferkette einschließlich Verbrauchsphase 
zu finden. 

Gleichzeitig ist das produzierende Eraährungsgewerbe der viertgrößte deutsche Wirtschaftszweig und ein 
wichtiger Wirtschaftsfaktor, gerade auch in ländlichen Regionen. Zu den wichtigsten Branchen der Emäh- 
rungsindustrie zählen die Fleischbranche, die Molkereiwirtschaft, die Hersteller von Süß- und Backwaren so- 
wie die Getränkewirtschaft. Die Nahrungsmittelpreise in Deutschland haben über Jahrzehnte hinweg zur 
Preisstabilität und damit zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage einkommensschwacher Schichten beige- 
tragen. Ökologisch erzeugte Lebensmittel liegen dabei preislich über dem Durchschnitt konventionell herge- 
stellter Lebensmittel. Dies liegt daran, dass ökologisch erzeugte Lebensmittel die besonders hohen Bewirt- 
schaftungsanforderungen der EU-Öko-Verordnung erfüllen müssen. Die Preise für diese Lebensmittel spie- 
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geln daher auch diesen höheren Aufwand wider. Gleichzeitig ist dabei zu beachten, dass auch in Deutschland 
ein erheblicher Teil der Bevölkerung geringe Einkommen hat. Für diese Bevölkerangsgruppe sind die Kosten 
von Lebensmitteln eine Frage von großer sozialer Bedeutung. 

Emährang ist zudem ein wesentlicher Gesundheitsfaktor. Übergewicht, Flerz-Kreislauf-Krankheiten sowie 
bestimmte Krebserkrankungen lassen sich in hohem Maße mit der Emährangsweise in Verbindung bringen. 
So werden rund ein Drittel aller Kosten im Gesundheitswesen durch Krankheiten verursacht, die direkt oder 
indirekt durch Emährungsfaktoren begünstigt werden. In Deutschland waren im Jahr 2013 insgesamt 52 Pro- 
zent der erwachsenen Bevölkerung (62 Prozent der Männer und 43 Prozent der Frauen) übergewichtig. 

Auffällig ist, dass bei vielen Menschen, das Wissen über gesunde Ernährungsweisen vorhanden ist, es aber an 
der praktischen Umsetzung dieses Wissens im Alltag fehlt. Es sind deshalb Bedingungen zu schaffen, die ei- 
nen gesunden Lebensstil fördern. Ferner gilt es, sowohl das Wissen zu stärken, als auch Bewusstsein zu ver- 
mitteln, dass Gesundheit in der Verantwortlichkeit eines jeden Einzelnen liegt. 

Um sich nachhaltig zu ernähren, bedarf es auch eines Verständnisses für die sozialen Abhängigkeiten und Be- 
ziehungen, die durch die Produktion und den Kauf von Nahrungsmitteln bestehen. 

Der Export von Lebensmitteln oder landwirtschaftlichen Rohstoffen ist für viele Entwicklungsländer der 
Hauptzugang zu Deviseneinnahmen für die Finanzierung staatlicher Aufgaben wie Schulbildung, Wasserver- 
sorgung oder Verkehrsinfrastruktur. Ihre Teilhabe am Welthandel ermöglicht ihnen, Wohlstand zu generieren 
und ist ein zentraler Baustein einer nachhaltigen Entwicklung in diesen Ländern. Eine nachhaltige Agrarent- 
wicklung ist notwendig, damit in diesen Ländern für die bäuerlichen Betriebe ausreichende Einkommen er- 
zeugt, Armut abgebaut und Löhne gezahlt werden, die ein würdiges Leben erlauben. Auch ist sie die Voraus- 
setzung für die nachhaltige Nutzung der Böden und weiterer Ressourcen durch künftige Generationen. Diese 
Zusammenhänge und Aspekte müssen für die Konsumentinnen und Konsumenten transparenter gemacht wer- 
den, damit diese sie bei der Kaufentscheidung besser mit einbeziehen können. 

Hemmnisse für naehhaltigere Konsumweisen im Bereieh Ernährung 

Die gegenwärtigen Emährungspraktiken sind durch Gewohnheiten und Alltagsroutinen geprägt. Sie stehen oft 
unter dem hohen (zeitlichen) Druck einer komplexen Alltagsorganisation, die wiederum das Resultat verän- 
derter Arbeits-, Familien- und Lebensformen ist. Hier stellt sich die Frage, wie unsere Emährangskultur ver- 
ändert werden kann, um gesünder, ökologisch und sozial verträglicher zu werden. Haushalte mit geringem 
Einkommen müssen dabei besonders berücksichtigt werden. 

Politik für nachhaltigen Konsum im Bereich Ernährung 

Zur nachhaltigen Ernährung gehört auch das Bewusstsein, dass neben den Vemunftaspekten, die sich auf die 
eigene Gesundheit und die Umwelt beziehen, immer auch der Genuss am Essen steht. Genuss und Nachhal- 
tigkeit sind kein Widerspruch. Im Gegenteil: Nachhaltigkeit kann durch die Beachtung und das Bewusstsein 
für mehr Gesundheit, ökologisch und sozial verantwortlich zu handeln und ökonomisch fair agiert zu haben, 
zu mehr Genuss beitragen. 

Eine Politik zur Unterstützung des nachhaltigen Konsums im Bereich Ernährung verfolgt daher das Ziel einer 
gesunden, tierschutzgerechten, umweltschonenden und alltagsadäquaten Ernährungsweise, die für alle Kon- 
sumentinnen und Konsumenten möglichst einfach umsetzbar und finanziell tragbar ist. Dabei muss die ge- 
samte Produktions- und Nutzungskette berücksichtigt werden. 

Nachhaltige Ernährung als gesundheitsförderndes Konzept verankern 

Die Bundesregierung setzt mit INFORM — Deutschlands Initiative für gesunde Emährang und mehr Bewe- 
gung, Impulse für eine gesunde Ernährung, die zugleich nachhaltig ist. Dafür hat die Deutsche Gesellschaft 
für Ernährung (DGE) allgemeine Regeln und Qualitätsstandards für die Gemeinschaftsverpflegung entwi- 
ckelt. Auf dieser Basis soll die Kantinenrichtlinie des Bundes gemäß dem Maßnahmenprogramm Nachhaltig- 
keit der Bundesregierung weiter in Richtung Nachhaltigkeit entwickelt werden. Die DGE empfiehlt als we- 
sentliche Regel eine ausgewogene Ernährung. Wer weniger einfache Kohlenhydrate, Fett und gesättigte Fett- 
säuren und stattdessen mehr komplexe Kohlenhydrate, Ballaststoffe und sekundäre Pflanzenstoffe zu sich 
nimmt, der mindert das Risiko für verschiedene emährungsmitbedingte Krankheiten. Pflanzliche Lebensmittel 
weisen in der Regel ein günstiges Verhältnis von essenziellen Nährstoffen zur Nahrungsenergie auf. 
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Konkrete Maßnahmen sind: 

- Vemetzungsstellen Schul- und Kitaverpflegung zur Qualitätsverbesserung eines ausgewogenen Emäh- 
rungsangebots an Schulen und Kitas 

- Verbreitung von im Rahmen von INFORM erarbeiteten Informationsmaterialien zur Emährangsbildung 
in Kitas und Schulen (z. B. Aid-Emährangsführerschein zur Vermittlung von Emährangswissen schon 
bei Kleinkindern) 


Nachhaltige Ernährung als ökologisches Konzept verankern 

Für eine nachhaltige Emährang als ökologisches Konzept ist es wichtig, die gesamte Kette der primären Nah- 
rangsmittelerzeugung bis zu den Verbraucherinnen und Verbrauchern in die Betrachtungen mit einzubezie- 
hen. Wichtige Stellschrauben sind hierbei der Umfang des Einsatzes von Pflanzenschutz- und der bedarfsge- 
rechte Einsatz von Düngemitteln; die Schaffung von ökologischen Vorrangflächen, von Flecken und Puffer- 
zonen, in der Agrarlandschaft; die Diversifizierung von Anbaukulturen; die Vermeidung von Nahrangsmittel- 
verlusten; sowie eine auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Tierproduktion einschließlich der Umstellung auf tier- 
wohlfördemde Haltungsverfahren in der Nutztierhaltung. 

Weitere Beispiele für die Förderung des Nachhaltigkeitsgedanken in der Landwirtschaft sind die Maßnahmen 
und Projekte des „Bundesprogramm Ökologischer Landbau und andere Formen nachhaltiger Landwirtschaft“ 
(BÖEN) und der „Eiweißpflanzenstrategie“ (EPS). Sie haben unmittelbar oder mittelbar das Ziel, einen Bei- 
trag für die Entwicklung eines nachhaltigen Konsums zu leisten. Das BÖEN soll zu einem nachhaltigen 
Wachstum beitragen, basierend auf einer ausgewogenen Expansion von Angebot und Nachfrage an ökolo- 
gisch und anderen nachhaltig erzeugten Lebensmitteln. Die Maßnahmen und Projekte gehen auf den tatsäch- 
lich vorliegenden Informationsbedarf der verschiedenen Stufen der Wertschöpfungskette ein: landwirtschaft- 
liche Produktion, Erfassung und Verarbeitung, Handel, Außer-Haus- Verpflegung, Vermarktung und Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher. 

Auch die Wahl der Lebensmittel spielt eine große Rolle. So verursachen pflanzliche Lebensmittel i. d. R. er- 
heblich weniger Umweltbeeinträchtigungen (z. B. Treibhausgase, Bodenbelastung, Wasserverbrauch, Grand- 
wasserbeeinträchtigung) als Lebensmittel tierischer Herkunft. Auch kann die Speisenproduktion energie- und 
wassersparender gestaltet werden. 

Glaubwürdig als nachhaltig zertifizierte Lebensmittel können die Verbraucherinnen und Verbraucher bei ei- 
nem nachhaltigen Konsum unterstützen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Förderung von Nachhaltigkeitsinitiativen wie z. B. das „Forum Nachhaltiger Kakao“ (Leuchtturmpro- 
jekt 2016 zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie) und das „Forum Nachhaltiges Palmöl“ (FONAP) 

- Unterstützung der Tierwohl-Initiative des BMEL 

- Weitere Unterstützung von Projekten zur Förderung einer an Nachhaltigkeitsgrandsätzen orientierten 
Emährang über die gesamt Wertschöpfungskette 

- Im Fachforam „nachhaltiges Wirtschaften“ der Hightech-Strategie wird ein Schwerpunkt auf nachhal- 
tige Emährang gesetzt mit dem Ziel, eine Forschungsagenda zu entwickeln und daraus prioritäre For- 
schungsprojekte abzuleiten 

- Weiterentwicklung von Forschung und Maßnahmen zur emissionsarmen Tierhaltung 

- Unterstützung von Nachhaltigkeits- und Qualitätsinitiativen in Entwicklungsländern, die Lebensmittel 
oder landwirtschaftliche Rohstoffe exportieren 

- Forschungsvorhaben zur Förderung von Ressourceneffizienz im Rahmen des BMEL- 
Innovationsprogramms 


Verringerung von Lebensmittelabfällen 

Ein wichtiger Baustein der nachhaltigen Emährang ist auch die Wertschätzung von Lebensmitteln und die 
Reduzierung von vermeidbaren Lebensmittelabfällen. Genießbare Lebensmittel werden häufig weggeworfen, 
sowohl von privaten Haushalten als auch während der Produktion. So fallen in deutschen Haushalten einer 
Studie der Universität Stuttgart zufolge jährlich 6,7 Millionen Tonnen Lebensmittelabfälle an. Davon gilt fast 
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die Hälfte als vermeidbar. Den größten Teil machen Obst und Gemüse aus, gefolgt von Backwaren und Spei- 
seresten. Insgesamt entspricht die Menge an vermeidbaren Lebensmittelabfallen aus privaten Haushalten in 
Deutschland einem Geldwert von 19,1 Milliarden Euro pro Jahr beziehungsweise rund 235 Euro pro Kopf und 
Jahr. Vermeidbare Lebensmittelverluste sind mit dem Prinzip der Nachhaltigkeit nicht vereinbar, da im Pro- 
duktionsprozess natürliche Ressourcen beansprucht werden, die dadurch für andere Nutzungen nicht zur Ver- 
fügung stehen. Die Auswirkungen auf die Umwelt, vom Schadstoffausstoß bis hin zur Inanspruchnahme 
landwirtschaftlich benutzter Flächen sind groß und mit Kosten für die gesamte Gesellschaft verbunden. Nach- 
haltigkeit verlangt danach, Lebensmittelabfalle so weif wie möglich zu vermeiden. 

Bereifs jefzf gibt es verschiedene Initiativen und Projekte unterschiedlicher Ressorts die sich mit dem Problem 
der Lebensmittelabfälle auseinandersetzen und gegebenenfalls weiterentwickelt werden können. Das Bun- 
desministerium für Emährang und Landwirtschaft (BMEL) verfolgt z. B. mit der Initiative „Zu gut für die 
Tonne!“ das Ziel zum einen auf das Problem der Lebensmittelverschwendung aufmerksam zu machen, und 
gleichzeitig einen Beitrag dazu zu leisten, weniger Lebensmittel zu vernichten. Mit der Aktion „Restlos ge- 
nießen“, einer Gemeinschaftsaktion dieser BMEL-Initiative und Greentable, einem Infoportal für nachhaltige 
Gastronomieangebote, will man darüber hinaus Restaurants dazu bewegen, ihren Gästen das Einpacken der 
Reste aktiv anzubieten. Weiterhin untersucht das Projekt COSUS, wie die Konsumenten-Akzeptanz für mit 
rein optischen Mängeln versehene Lebensmittel gesteigert werden kann, um auch somit den Anteil an weg- 
geworfenen Lebensmitteln zu reduzieren. 

Auch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) verfolgt mit dem Forschungsvorhaben 
„Wege zur Reduzierung von Lebensmittelabfällen - Pathways fo reduce food waste (REFOWAS) das Ziel 
den Agrar- und Emährangssekfor entlang seiner Wertschöpfungsketten hinsichtlich der Entstehung von Le- 
bensmittelabfällen zu analysieren sowie Sfrafegien und Ansatzpunkte für Maßnahmen zur Abfallreduzierung 
zu identifizieren und praktisch zu erproben. Schließlich beschreibt und quantifiziert das im Auftrag des Bun- 
desumweltministeriums vergebenen Forschungsvorhabens „Entwicklung von Instramenten zur Vermeidung 
von Lebensmittelabfallen“ die mit der Entstehung von Lebensmittelabfallen verbundenen Umweltauswirkun- 
gen. Die Ergebnisse des Vorhabens stellen eine Basis für die Abschätzung der Umweltrelevanz von Abfall- 
vermeidungsaktivitäten in diesem Bereich dar. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeif 
und Entwicklung unterstüfzt die Save Food Initiative, die 2011 von der FAO und der Messe Düsseldorf ins 
Leben gerufen wurde. Sie hat ebenfalls das Ziel, Nahrangsmittelverluste und -Verschwendung einzudämmen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Weiterentwicklung der Maßnahmen und Aktionen zur Reduzierung der Lebensmittelverlusten und 
-Verschwendung (z. B. durch Komponentenangebote in der Gemeinschaftsverpflegung) 

- Reduzierung von Lebensmitfelverlusten bei Veranstaltungen der öffentlichen Hand 

- Noch stärkere Einbeziehung der übrigen Akteure entlang der Wertschöpfungskette 

- Forschung zum Verständnis des Mindesthaltbarkeitsdatums und Verbrauchsdatums bei Konsumentin- 
nen und Konsumenten im Hinblick auf das Wegwerfen von Lebensmitteln und zielgrappengerechte 
Information für Verbraucherinnen und Verbraucher zur Bedeutung des Mindesthaltbarkeitsdatums 
und Verbrauchsdatums 

- Stärkung von verpackungsarmen und -freien Angeboten (lose Ware) 


Regionalität stärken 

Die Nahrangsmittelversorgung der Bevölkerung ist transportintensiv. So hat sich zwar die verbrauchte Le- 
bensmittelmenge pro Person in den letzten Jahren kaum verändert, das Transportaufkommen, also die Menge 
der insgesamt transportierten Lebensmittel, dagegen hat sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten verdoppelt. 
Besonders umweltbelastend sind Transporte mit dem Flugzeug: Bei Übersee-Importen per Flugzeug entstehen 
pro kg Lebensmittel bis zu 170-mal mehr Emissionen als bei einem Transport mit Seeschiffen. Die Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher haben somit bei entsprechender Kenntnis über ihr Einkaufsverhalten eine wesent- 
liche Steuerangsmöglichkeit, welche Umweltbelastungen zum Beispiel aus dem Transport von Lebensmitteln 
sie einkaufen. Bestimmte Lebensmittel wachsen aus klimatischen Gründen aber nur in anderen Teilen der 
Welt oder sind dort nachhaltiger herzustellen. Sie stellen eine Bereicherung unseres Angebotes dar und schaf- 
fen Einkommensmöglichkeiten für die dortigen Erzeuger. Bei importierten Lebensmitteln sind jedoch die 
nachhaltig transportierten Produkte vorzugswürdig (also z. B. Verminderung von Flugimporten). 
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Zudem sollten vor allem „regionale“ und "saisonale“ Produkte stärker berücksichtigt werden. Jedes Gemüse 
und Obst hat seine Saison. Gemüse und Obst, das in derjenigen Region wächst, in der es auch verzehrt wird, 
kann voll ausreifen, da es nur kurze Transportwege zu überstehen braucht und nicht vorzeitig in unreifem Zu- 
stand geerntet werden muss. 

Nachhaltiger Konsum in Bezug auf Lebensmittel kann auch über die Direktvermarktung innerhalb einer Re- 
gion (Ab-Hof-V erkauf, Bauernmärkte, Abo-Kisten, Lieferdienste, Kooperationen mit Gastronomie und ande- 
ren Großverbrauchern) geschehen. Dies trägt zur Existenzsicherung heimischer kleiner und mittlerer Land- 
wirtschaftsbetriebe bei und führt zur Erhaltung der Kulturlandschaft. Damit Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher regionale Produkte sicher und gut erkennen können, ist seit 2014 das vom privaten Trägerverein getrage- 
ne Regionalfenster auf dem Markt, anhand dessen Konsumentinnen und Konsumenten auf einen Blick erken- 
nen können, woher die Zutaten stammen und wo sie verarbeitet wurden. Auch neuere Entwicklungen der soli- 
darischen Landwirtschaft wie z. B. Community Supported Agriculture oder Tierleasing könnten das Potenzial 
haben, Landwirte unabhängiger von den globalen Lebensmittelmärkten zu machen und gleichzeitig eine regi- 
onale, transparente Lebensmittelversorgung mit intensivem Bezug der Verbraucherinnen und Verbraucher zur 
Produktion der landwirtschaftlichen Erzeugnisse fordern. Unterstützt wird dadurch auch die Eigenständigkeit 
und Vielfalt des Lebens und Wirtschaftens einer Region. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Förderang von ausgewogener Mischkost mit frischen, wenig verarbeiteten überwiegend regionalen Le- 
bensmitteln in der Gemeinschaftsverpflegung 

- Unterstützung regionaler Produkte, u. a. durch die Fördergemeinschaft „Einkäufen auf dem Bauernhof' 

- Einführung einer praktikablen Kennzeichnung mit Hilfe von Symbolen um Ressourcenverbräuche 
(z. B. Wasser, Luft, Boden), Energieaufwände für die Produktion und Transportwege (z. B. CO 2 - 
Emmisionen) kenntlich zu machen 

- Prüfung der Erweiterung von Kennzeichnungen für Ressourcenverbräuche, Transportwege und soziale 
Aspekte in der Lieferkette 


4.3 Wohnen und Haushalt 

Relevanz des Bereiehs Wohnen nnd Hanshalt für einen naehhaltigen Konsum 

Im Bereich Wohnen entstehen 38 Prozent der C02-Emissionen des privaten Konsums. Und trotz immer ener- 
gieeffizienterer Gebäude und Geräte sinkt der durchschnittliche Pro-Kopf-C02-Verbrauch nur um 0,5 Prozent 
pro Jahr. Effizienzgewinne, die aus der Nutzung sparsamerer Haushaltsgroßgeräte wie Geschirrspülmaschinen 
und Mikrowellen entstehen, werden verstärkt durch die Zunahme der absoluten Anzahl und der Größe der Ge- 
räte kompensiert. Verhaltensänderangen sind demnach von großer Bedeutung, wenn der Energiebedarf ge- 
senkt werden soll. 

Mit Blick auf Einrichtungsgegenstände stellen Möbel aus nachhaltig erzeugten nachwachsenden Rohstoffen, 
wie z. B. Holz aus nachgewiesener legaler, nachhaltiger und (möglichst) heimischer Waldbewirtschaftung und 
mit Umweltzeichen gekennzeichnet, ressourcensparende und ökologisch verträgliche Alternativen dar. Lang- 
lebige und reparaturfähige Einrichtungsgegenstände, die seltener ersetzt werden müssen, sind demnach be- 
sonders umweltfreundlich und schonen langfristig auch den Geldbeutel. Jedoch spielen für Verbraucherinnen 
und Verbraucher Produkte mit besonderen Nachhaltigkeitsqualitäten bei der Wohneinrichtung bislang ledig- 
lich eine untergeordnete Rolle. 

Zudem werden Umweltwirkungen durch die Haushaltsführung und -pflege verursacht. Jährlich werden für das 
Waschen und Reinigen in privaten Haushalten zehn Milliarden Kilowattstunden elektrische Energie aufge- 
wendet. 

Hemmnisse für naehhaltigere Konsumweisen im Bereieh Wohnen und Haushalt 

Die Umweltauswirkungen, die durch den Konsum privater Haushalte beim Wohnen und im Haushalt entste- 
hen, nehmen — wie beschrieben - weiterhin zu. Verantwortlich dafür sind u. a. der steigende Wohnflächenbe- 
darf durch kleinere Haushalte und steigende Ansprüche an Ausstattung und Haushaltsgeräte als Folge indivi- 
dualisierter Lebensstile und wachsenden Wohlstandsniveaus. Dabei bestehen häufig Informationsdefizite und 
Beratungsbedarf auf Seiten der Verbraucherinnen und Verbraucher mit Blick auf Einsparmöglichkeiten im 
Haushalt. 
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Politik für einen naehhaltigen Konsum im Bereieh Wohnen und Haushalt 

Politische Förderang für einen nachhaltigen Konsum beim Wohnen und im Haushalt sollte die Verbrauche- 
rinnen und Verbraucher möglichst direkt adressieren. Individuelle Nutzerentscheidungen etwa in Bezug auf 
Raumtemperaturen, Lüftungsverhalten, den Kauf von energieeffizienten Haushaltsgeräten und langlebiger 
Möbel oder die Wahl des (Öko-) Stromanbieters leisten einen unmittelbaren Nachhaltigkeitsbeitrag. Gleiches 
gilt für Entscheidungen über die Wohnfläche, z. B. in Gemeinschaftswohnprojekten aufgrund des demografi- 
schen Wandels, die einen wachsenden Hebel für umweltverträglichere weil weniger flächenintensive Wohn- 
weisen darstellen können. 

Förderung der weiteren Verbreitung energiesparender, ressourcenschonender und gesundheitsschonender 
Haushaltsgüter 

Um die Verbreitung energiesparender und ressourcenschonender Haushaltsgüter zu erhöhen, ist das Wissen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher durch Informationen, Kennzeichnungen und Beratungsangebote zent- 
ral. Damit Verbraucherinnen und Verbraucher zwischen mehreren Alternativen wählen können, müssen diese 
Angebote ausgebaut werden, speziell im Hinblick auf Langlebigkeit, Wiederverwendbarkeit, Reparierbarkeit 
und die Recyclingfähigkeit der Produkte. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Unterstützen der Verbraucherinnen und Verbraucher beim Erwerb von energieeffizienten Geräten 
(z. B. durch Weiterentwicklung der EU-Energieverbrauchskennzeichnung mit einer für Verbraucherin- 
nen und Verbraucher besser verständlichen Skala und der Berücksichtigung der technischen Entwick- 
lungen) 

- Entwicklung von Vergabegrandlagen des Blauen Engel für weitere Produktgrappen der Wohnausstat- 
tung 

- Fortsetzung des Energie- und Stromsparchecks für private Haushalte und eine an die Umsetzung von 
Verhaltensempfehlungen geknüpfte Subventionierung sparsamerer Strom- und Heizungstechnik 

- Informationsbereitstellung zu Themen wie Langlebigkeit von Möbeln und Elektrogeräten und gesund- 
heitlich unbedenklicher Produkte (z. B. schadstoffarme Matratzen) 

- Informationen zu den Auswirkungen der Wertschöpfungskette von Produkten aus Holz und anderen 
natürlichen Rohstoffen auf bedrohte Arten und Lebensräume, sowie der Verwendung von nachhaltig 
erzeugten holzbasierten Produkten auf Klima und Biodiversität durch Substitution weniger nachhaltig 
erzeugter Rohstoffe 

- Darstellung der nachhaltigen Waldwirtschaft in Deutschland, Unterstützung und Werben für glaubwür- 
dige und unabhängig überprüfte Zertifikate für Holz aus legaler und nachhaltiger Waldbewirtschaftung, 
wie FSC und PEFC und Umweltzeichen wie dem Blauen Engel 

- Informationen zum Austausch alter Pumpen gegen neue Modelle in Kombination mit einer Hei- 
zungsoptimierang durch einen hydraulischen Abgleich 

- Aufklärung und Unterstützung zur längeren Nutzung von Möbeln, Elektrogeräten etc. z. B. durch Re- 
cycling- und Upcycling-Projekte im Möbel- und Wohnausstattungsbereich 

- Prüfung der möglichen Ausweitung von Rücknahmesystemen für Alt-Produkte auf weitere Produkt- 
grappen (z. B. durch Einführung einer Wertstofftonne) 

- Unterstützung zur weiteren Beachtung von Umweltdeklarationen für Bauprodukfe, auf deren Grundla- 
ge umwelfschonende Produktentwicklungen gefördert werden, die auch der Umwelt zugutekommen 

- Ausweitung der Wissensbasis zu Auswirkungen von Konsumentscheidungen im Bereich der Hygiene- 
und Kosmetikgüter 


Förderung neuer Wohnformen in der Gemeinschaft 

Alternative Strukturen des Zusammenlebens in Gemeinschaftswohnprojekten (z. B. Baugruppen, generatio- 
nenübergreifende Wohnprojekte) oder Co-housing-Projekten treten zunehmend als neue Wohnformen neben 
und zusätzlich zu gewohnten Haushalts- und Familienformen auf Über 500 solcher Projekte in Deutschland 
wurden im Jahr 2010 gezählt. Sie haben noch einen relativ geringen Umfang, werden jedoch aufgrund des 
demo grafischen Wandels an Bedeutung gewinnen. 
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Die veränderten Kommunikations- und Kooperationsformen gemeinschaftlicher Wohnprojekte stellen beson- 
dere Anforderangen an die Förderpolitik. Die Unterstützung ist in erster Linie eine Aufgabe der Kommunen, 
da sie über Informationen über den lokalen Wohnungsmarkt, die Kontakte zur Bauwirtschaft vor Ort und zu 
Wohlfahrtsverbänden verfügen. Aber auch Bund und Länder (Wohnberatungsstellen) sind aufgerafen, staatli- 
che Mittel und Unterstützungsstrakturen wie Informationen, Beratungen und Vemetzungsmöglichkeiten zur 
Verfügung zu stellen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Aufbau eines ressortübergreifenden Lotsen-Service, mögliche Aufgaben: Ansprechpartner für Wohn- 
projekte, Öffentlichkeitsarbeit, Vermittler zur Wohnungswirtschaft und privaten Haus- und Grund- 
stückseigentümern, Netzwerkarbeit, Beratung und Förderbegleitung 

- Unterstützung der kommunalen Grandstücksvergabe an Wohnprojekte 


Reduktion des konsumbedingten Haushaltsmülls 

Der Konsum von Gütern führt zu einer entsprechenden Menge an Abfällen am Ende der Nutzungsphase 
der Güter. Hier stehen besonders auch Verpackungsmaterialien — meist aus Kunststoffen - im Fokus. Wäh- 
rend in vielen Ländern der wachsende Konsum zu einem zunehmenden Problem des Eintrags von Kunst- 
stoffabfällen in die Umwelt führt, hat Deutschland bereits früh erfolgreich begonnen, entsprechende Sam- 
mel- und Verwertungssysteme aufzubauen. Trends wie die globale Bevölkerungsentwicklung, Urbanisie- 
rung, zunehmender Wohlstand und nachholender Konsum der Entwicklungs- und Schwellenländer werden 
dazu führen, dass Produktion und Verbrauch von Kunststoffen global zunehmen werden — und damit po- 
tenziell auch die Problematik des Eintrags von Plastikmüll in die Umwelt. Schätzungen gehen davon aus, 
dass sich bis 2025 der Eintrag von Kunststoffen in die Meere von vier bis dreizehn Millionen Tonnen auf 
40 bis 130 Millionen Tonnen verzehnfachen könnte. 

Die Problematik der Umweltverschmutzung durch Kunststoffabfälle in allen Größen und die noch kaum 
untersuchte Gefahr von Plastikpartikeln in der menschlichen Nahrung treten dabei zunehmend ins Be- 
wusstsein einer breiteren Öffentlichkeit und in den Fokus von Politik und Wissenschaft. 

Es sind neue Ansätze gefragt, mit denen derartige Abfälle vermieden oder sicher verwerfet werden kön- 
nen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Wissenslücken schließen: 

o Forschung zu Plastikkreisläufen, zu Ursachen und Vermeidungsmöglichkeiten des Plastikeintrags 
in die Umwelt, 

o Forschung zur gesundheitlichen Auswirkung von Mikroplastik auf Meereslebewesen inkl. Fisch 
und Meeresfrüchte sowie Mensch und Tier 

- Unterstützung bei der Entwicklung von Entsorgungssystemen für Staaten, die bislang einen Eintrag 
von Kunststoffen in die Umwelt nicht verhindern können 


Unterstützung von verhaltensbezogenen Maßnahmen zum sparsamen Heizen 

Große Potenziale für eine Reduktion der Umweltbelastungen im Bereich Wohnen liegen bei der Raumwärme. 
Ihr Anteil an den durch das Wohnen verursachten C02-Emissionen liegt bei 60 Prozent. Neben der Verringe- 
rung der Wärmeverluste durch bauliche Maßnahmen und der Umstellung des Heizsystems auf umweit- bzw. 
klimafreundlichere Varianten bedarf es für eine Reduktion der Umweltbelastung auch Verhaltensänderangen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher. 

Die Stärkung der Verbraucherkompetenz mit dem Ziel, Verhaltensänderangen von Heizgewohnheiten zu er- 
reichen, kann beispielsweise durch eine Kombination aus unabhängigen Informations- und Beratungsangebo- 
ten und nachfragestimulierenden Maßnahmen erreicht werden. 





Drucksache 18/7732 


-34- 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


Konkrete Maßnahmen sind: 

- Informationsbereitstellung und Förderung der Durchführung von geringinvestiven Effizienzmaßnah- 
men zur Fleizungsoptimierang (z. B. hydraulischer Abgleich) 

- Gezielfe Verbesserung der Rahmenbedingungen für einkommensschwache Flaushalfe durch kostenlose 
Beratungsangeboten vor Ort zum sparsamen Fleizen und kostenloser Direktinstallation von Energie- 
spartechnik in Anlehnung an den Stromsparcheck (u. a. durch das Bundesamt für Wirtschaft und Aus- 
fuhrkontrolle, BAFA, sowie die Wohnberatung der Länder) 

- Unterstützung von Anreiz-Maßnahmen für privafe Flaushalte (z. B. Energiesparkonten, Wettbewerbe 
etc.) 

- Informationen z. B. zu Gesundheitseffekten optimaler Raumtemperatur und Lüftung 

- Aufbau von Klimakompetenz beim Heizen und Lüften bei Kindern und Jugendlichen z. B. durch die 
Bereifsfellung von Unterrichts- und Informationsmaterialien 


4.4 Arbeiten und Büro 

Relevanz des Bereiehs Arbeiten nnd Büro für einen naehhaltigen Konsum 

Als Konsumfeld bezieht sich der Bereich Arbeiten und Büro zum einen auf Produkte der Informations- und 
Kommunikationstechnik (IKT), welche durch Verbraucherinnen und Verbraucher sowohl im beraflichen als 
auch im privaten Umfeld genutzt werden. Adressaten sind daher neben den Verbraucherinnen und Verbrau- 
cherin auch die Unternehmen und die öffentliche Hand. Dabei sind aus ökologischer Sicht der Kauf, die Nut- 
zung und die Entsorgung von IKT -Geräten von besonderer Relevanz — nicht zuletzt, weil die konsumbezoge- 
ne IKT ein Massenmarkt ist, der so unterschiedliche Produkte wie Desktop-PCs und Notebooks, Monitore, 
und Handys sowie zunehmend auch E-Book-Reader und Tablet-PCs umfasst. Die Nachfrage privater Haus- 
halte nach IKT-Geräten inklusive Unterhaltungselekfronik nimmt stetig zu. Zum anderen bezieht sich dieses 
Konsumfeld auf Artikel des Bürobedarfs, d. h. vor allem Papierprodukte. 

Der Stromverbrauch für IKT inklusive Unterhaltungselekfronik hatte in Deutschland 2007 einen Anteil von 
mehr als 10 Prozent am gesamten Stromverbrauch. Neben der direkten Ressourceninanspruchnahme in der 
Nutzungsphase wird die Umwelt auch durch die Herstellung von Geräten und Infrastruktur beansprucht. So 
werden für die Produktion eines PCs mif Monitor ca. 2.790 Kilowaftstunden Energie, 20m^ Wasser und 
23 Kilogramm Chemikalien benötigt. Ferner ist die Verwendung von seltenen Metallen wie Edel- und Platin- 
gruppenmetallen für die Produktion von IKT-Geräten kritisch, da sie häufig zu sozialen Konflikten in den 
Abbauländem, zu Verlust von Biodiversität und zu Umweltbelastungen durch die Nutzung giftiger Substan- 
zen sowie den hohen Einsatz von Wasser und Energie führt. Eine möglichst lange Nutzung der Geräte und de- 
ren Kreislaufführung sind daher anzusfreben. 

Bezüglich des Verbrauchs von Papier kann für Deufschland seif einigen Jahren mit gut 240 Kilogramm pro 
Kopf und Jahr eine Stagnation auf hohem Niveau festgestellt werden. Durch den Rohstoffanbau, die Faserher- 
stellung und die Primärproduktion von Papier wird die Umwelt teils erheblich belastet. 

Durch eine weitere Steigerung des Anteils von Recyclingpapier am Gesamtverbrauch kann eine deutliche 
Verbesserung der Ökobilanz erreicht werden. 

Hemmnisse für naehhaltigere Konsumweisen im Bereieh Arbeiten und Büro 

Bei IKT -Produkten gibt es mit dem Blauen Engel, der EU Umweltblume, der TCO-Kennzeichnung und dem 
Energy Star, Umweltkennzeichen, die Verbraucherinnen und Verbrauchern helfen, eine informierte Kaufent- 
scheidung zu treffen. Diese Labels sind aber entweder nicht sehr weit verbreitet oder in der Bevölkerang 
weitgehend unbekannt. Zudem sind für die Kaufentscheidung bei IKT-Produkten Nachhaltigkeitsaspekte im 
Vergleich zu anderen Kriterien wie Funktionalität und Design momentan von relativ geringer Bedeutung. 

Die IKT-Branche ist von einer konsequenten Umsetzung von Umwelt- und Sozialstandards in den globalen 
Lieferketten noch weit entfernt. Nachhaltige IKT -Produkte sind daher weiterhin Mangelware. Darüber hinaus 
stellen die sehr kurzen Produkt- und Innovationszyklen der Branche, die zu einem hohen Stoffdurchsatz füh- 
ren, ein weheres Hemmnis für ein nachhaltigeres Angebot dar. 

Im Bereich Papierprodukte stellen ein eingeschränktes Angebot im Einzelhandel sowie unbegründete Quali- 
tätsvorbehalte gegenüber Recyclingpapieren, etwa hinsichtlich der optischen Eigenschaften oder der Laufei- 
genschaften in Drackem, die wichtigsten Absatzbarrieren dar. 
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Politik für Nachhaltigkeit im Bereich Arbeiten und Büro 

Vor dem skizzierten Hintergrund bezieht sich die Förderung des nachhaltigen Konsums im Bereich Arbeiten 
und Büro zum einen auf die Verbreitung nachhaltiger IKT-Produkte und die Sensibilisierang der Verbrauche- 
rinnen und Verbraucher hinsichtlich der Umwelt- und Sozialfolgen der entsprechenden Geräte und der damit 
verbundenen Infrastruktur. Dabei geht es auch um eine bewusstere, d. h. vor allem längere Nutzung von IKT- 
Geräten. Zum anderen gilt es, die Nachhaltigkeit im Konsumfeld Arbeiten und Büro durch den Einsatz von 
Recyclingpapieren oder die Vermeidung von Papier (Stichwort „papierloses Büro“) zu fördern. 

Verbraucherinnen und Verbraucher für nachhaltige IKT sensibilisieren und Angebot nachhaltiger IKT aus- 
weiten 

Für die Umsetzung nachhaltiger Konsumweisen in diesem Bereich ist es von großer Bedeutung, zunächst das 
Bewusstsein der Verbraucherinnen und Verbraucher für die ökologischen und sozialen Folgen der Herstel- 
lung, Nutzung und Entsorgung von IKT-Produkten zu schärfen. Parallel dazu müssen nachhaltige Angebotsal- 
temativen konsequent ausgeweitet und zum gesellschaftlichen Mainstream gemacht werden. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Unterstützung von bewusstseinsbildenden Kampagnen wie MakelTFair zu den Nachhaltigkeitsaspek- 
ten von IT-Geräten 

- Ausbau und ggf Bündelung von Einkaufshilfen, wie etwa die EcoTopTen-Kaufempfehlungen oder die 
„TopGeräte-Datenbank“ der Initiative Energieeffizienz der Dena 

- Steigerung der Nutzung von Nachhaltigkeitsstandards und -Zeichen wie dem Blauen Engel für PCs, 
Laptops und Tablets, Mobiltelefone und Smartphones sowie E-Book-Reader 

- Bewertung und Auszeichnung glaubwürdiger Siegel im Bereich IT auf dem Portal Siegelklarheit.de 

- Unterstützung bei der Markteinführang von nachhaltigen Produkten z. B. durch die öffentliche Be- 
schaffung 


Auf eine Verlängerung der Nutzungsdauer von IKT-Produkten hinwirken 

IKT-Produkte unterliegen oft extrem kurzen Innovationszyklen. Auch weisen insbesondere Consumer- 
Produkte häufig eine geringe oder sogar eine erschwerte Reparaturfähigkeit und eingeschränkte Nachrüstbar- 
keit auf Der Markt für hochwertige, qualitätsgeprüfte Gebrauchtgeräte stellt bislang eine Nische dar. Es ist 
daher anzustreben, aus einer umfassenden Lebenszyklusperspektive die technische Lebensdauer sowie die tat- 
sächliche Nutzungsdauer von IKT-Produkten zu verlängern. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Aufklärung von Verbraucherinnen und Verbrauchern über die ökologischen Auswirkungen von IKT- 
Produkten, deren Lebensdauer und über Alternativen zu einem Neuerwerb, etwa im Rahmen der oben 
genannten Einkaufshilfen und auch in Zusammenarbeit mit dem Handel und anderen gesellschaftlichen 
Gruppen 

- Entwicklung und Erprobung innovativer Bildungs- und Kommunikationsformate, wie beispielsweise 
die durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte Aktion „Die Rohstoff- 
Expedition - entdecke, was in (d)einem Handy steckt!“, die sich insbesondere an Jugendliche und jun- 
ge Erwachsene richtet und die in diesem Zusammenhang entwickelten Lern- und Arbeitsmaterialien für 
den Einsatz an Schulen 

- Unterstützung eines stärkeren Bewusstseins bei Produzenten und Verbrauchern für Aspekte der Lang- 
lebigkeit bei IKT Produkten 

- Unterstützung der Entwicklung von Auffüstungs- und Reparaturdienstleistungen gebrauchter IKT- 
Geräte, z. B. durch Aktivitäten im Rahmen der Umsetzung des Abfallvermeidungsprogramms des 
Bundes unter Beteiligung der Länder und auch im Rahmen des Umweltzeichens Blauer Engel 
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Den Absatz von Recyclingpapieren fördern 

Der Blaue Engel enthält besonders hohe Anforderungen an Recyclingpapier. Recyclingpapiere, die diese ein- 
halten, tragen besonders zur Umweltentlastung bei. Gleichwohl liegt bei Büropapier der Anteil von Recyc- 
lingpapier mit dem Blauen Engel erst bei circa 13 Prozent. Vor diesem Hintergrand und angesichts der erheb- 
lichen Umweltvorteile, insbesondere der Ressourceneinsparpotenziale von Papieren, die auf der Basis von 
Altpapier hergestellt werden, muss der Absatz von Recyclingpapier über die bestehenden Maßnahmen hinaus 
weiter gefordert werden. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Fortführung und Ausweitung von Mobilisierangs- und bewusstseinsschaffenden Kampagnen für aus- 
gewählte Zielgrappen, wie etwa die Blauer Engel-Aktion „Engel-Papier. Jetzt!“ für Schülerinnen und 
Schüler 

- Konsequente Umsetzung des im Rahmen des Maßnahmenprogramms "Nachhaltigkeit“ der Bundesre- 
gierung formulierten Ziels zum Einsatz von Recyclingpapier verbunden mit der Ausweitung des Ad- 
ressatenkreises 

- Entwicklung und Umsetzung von Aufklärangsaktionen für gewerbliche Beschaffer, wie z. B. Drucke- 
reien und Agenturen 


4.5 Bekleidung 

Relevanz des Bereiehs Bekleidung für einen naehhaltigen Konsum 

Nach der Verlagerung großer Teile der heimischen Textilindustrie wird ein Großteil der in Deutschland kon- 
sumierten Kleidung importiert. Die Umweltwirkungen, bezogen auf das Produkt, seine Herstellung, Nutzung, 
Verwertung und Entsorgung, können dabei erheblich sein, z. B. auf Grand des Einsatzes gefährlicher Chemi- 
kalien, dem Verbrauch von Energie, der Übernutzung von Wasser sowie wachsenden Abfallmengen in der 
textilen Kette. Die dynamische Entwicklung des Fast-Fashion-Segments lässt zudem erwarten, dass die kon- 
sumierte Menge an Bekleidung steigen wird. 

Da die Bekleidungsbranche, resultierend aus dem hohen internationalen Wettbewerbsdrack, einen hohen Grad 
an Globalität aufweist, sind die Umweltwirkungen ebenso global. Die starken globalen Verflechtungen ma- 
chen die Kontrolle von Umweltauflagen und Arbeitsrechten komplex und schwierig. 

Prozessstufen der Textilherstellung, die besonders starke Belastungen für die Umwelt hervorrafen, sind An- 
bau und Produktion der Rohfasem sowie die Textilveredlung. 

Bei der Primärproduktion von Naturfasern werden Pflanzenschutz- und Düngemittel in großer Menge einge- 
setzt. Auch der hohe Verbrauch von Wasser (z. B. 3.600 bis 26.900m^ Wasser pro Tonne Baumwolle) und 
anderen Ressourcen belastet die Umwelt. Die Produktion von Chemiefasern verbraucht nichtemeuerbare Res- 
sourcen zum einen als Rohstoff und zum anderen für die Erzeugung von Prozesswärme. Bei der Textilvered- 
lung sind der hohe Abwasseranfall und die Belastung des Abwassers mit zum Teil schwer abbaubaren Che- 
mikalien besonders umweltrelevant. 

Entscheidend für die Umwelt ist auch die Menge an Textilien, die pro Person konsumiert wird. Jedes Beklei- 
dungsstück, das gekauft wird und kurze Zeit später - schlimmstenfalls ungetragen - wieder aussortiert wird, 
belastet die Umwelt unnötig. 

Soziale und ökologische Aspekte spielen für die Nachhaltigkeit der textilen Kette eine große Rolle. Sie bezie- 
hen sich beispielsweise auf den Pflanzenschutzmitteleinsatz beim Baumwollanbau und den damit verbundene 
gesundheitlichen Risiken, die Konkurrenz um Ressourcen v. a. beim Wasserverbrauch im Baumwollanbau, 
sowie die häufig prekären Arbeitsbedingungen in der Textilverarbeitung. Die freiwilligen Initiativen der Be- 
kleidungsindustrie (Codes of Conduct) und Maßnahmen wie das Textilbündnis sind der richtige Weg und soll- 
ten weiter unterstützt und bekannt gemacht werden. 

Hemmnisse für naehhaltigere Konsumweisen im Bereieh Bekleidung 

Die Nachhaltigkeitsherausforderangen der textilen Kette sind bislang im Verbraucherbewusstsein wenig ver- 
ankert. Das Wissen um die ökologischen und sozialen Auswirkungen der Herstellung, Nutzung und Entsor- 
gung von Bekleidung ist nach wie vor gering und auch für die Kaufentscheidung spielen diese Aspekte prak- 
tisch keine Rolle. Eine Vielzahl von Produkt-Labels, die die Verbraucherinnen und Verbraucher über die 
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Nachhaltigkeitseigenschaften von Textilien und Bekleidung informieren sollen, greift dieses Informationsde- 
fizit bereits auf Die Menge der Kennzeichen und deren unterschiedliche Ansätze erschweren jedoch die Ori- 
entierung. Auch ist das Angebot an nachhaltig produzierter Bekleidung, welche sowohl ökologischen als auch 
sozialen Standards entspricht ist, gemessen am Gesamtangebot, bislang gering. Auch im Rohstoffbereich liegt 
beispielsweise der Anteil von Biobaumwolle am gesamten Baumwollmarkt weiterhin unter einem Prozent. 

Der Kauf und Gebrauch von Kleidungsstücken ist stark von sozialen Aspekten (Lebensstil, Individualität), 
von Gewohnheiten und Routinen sowie von Vorstellungen bezüglich der Reinlichkeit geprägt. 

Bei der Entsorgung wird regelmäßig von der Altkleidersammlung und von Second-Hand-Optionen Gebrauch 
gemacht oder sie erfolgt über den Hausmüll, allerdings weitgehend ohne Kenntnis der weiteren Verwendungs- 
oder Entsorgungswege. Ein Unterschied zwischen der Wiederverwendung von Kleidung und dem Textil- 
Recycling ist kaum bewusst. So erfolgt die Weiterverwendung oder das Recycling von Textilien entsprechend 
der Qualität der Alttextilien. Ware, die in gutem Zustand ist, kann als Altkleidung weiterverwendet werden 
während Kleidung die nicht weitervermarktet werden kann, zu Putzlappen, Dämmmaterial, Recyclingfasem 
oder ähnlichen weiterverarbeitet wird. 

Politik für einen naehhaltigen Bekleidnngskonsum 

Nachhaltigkeit im Bekleidungskonsum in Deutschland bedeutet insbesondere, die absolute Konsummenge 
durch eine längere Nutzung von Kleidungsstücken zu verringern und zudem den Anteil von nachhaltig produ- 
zierten Textilien am gesamten Bekleidungsmarkt zu erhöhen. Beides reduziert die Ressourceninansprach- 
nahme, die Abfallmengen und die sozialen Probleme in diesem Sektor. 

Schaffung eines Bewusstseins für nachhaltigen Bekleidungskonsum 

Vor dem dargestellten Hintergrand ist es daher von besonderer Bedeutung, ein Bewusstsein für nachhaltigen 
Bekleidungskonsum bei Verbraucherinnen und Verbrauchern zu schaffen und die Ausweitung von nachhalti- 
gen Produkt- bzw. Verhaltensaltemativen zu unterstützen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Bereitstellung von Informationen, die beispielhaft die (Nicht-)Nachhaltigkeit der Produktions- und 
Vertriebswege in der textilen Kette verbrauchergerecht aufbereiten, z. B. im Rahmen von Kampagnen 
und Aufklärangsangeboten 

- Steigerung der Bekanntheit von empfehlenswerten Nachhaltigkeits-Siegeln; Unterstützung ihrer An- 
wendung und Erhöhung ihrer Sichtbarkeit am Markt, z. B. durch Maßnahmen der öffentlichen Be- 
schaffung und dem Verbraucherinformationsportal „Siegelklarheit.de“ 

- Ausweitung der Mitgliedsbasis des Textilbündnisses mit dem Ziel, 75 Prozent des deutschen Einzel- 
handelsmarkts im Textilbündnis zu vereinen 

- Aufbau eines Review-Prozesses, der es erlaubt, die Fortschritte der Bündnismitglieder zu messen und 
die Ergebnisses durch ein transparentes Berichtswesen zu kommunizieren 

- Anerkennung bestehender Standards im Rahmen des Textilbündnisses 

- Internationale Ausrichtung des Textilbündnisses durch Verknüpfung mit relevanten internationalen 
Prozessen wie z. B. dem G7-Gipfel 2015 in Elmau, der OECD Advisory Group on Responsible Textile 
and Garment Supply Chains oder der EU Garment Flagship Initiative 

- Förderung der Bekanntheit und Nutzung von Textilien und Bekleidung, hergestellt auf Basis nachweis- 
lich nachhaltig erzeugter nachwachsender Rohstoffe (z. B. Viskose erzeugt aus Holz aus legaler, nach- 
haltiger und (möglichst) heimischer Waldbewirtschaftung) 

- Erhöhung des Marktanteils von Bekleidung aus zertifizierter, ökologisch angebauter Baumwolle durch 
Förderung unabhängiger Standards, wie z. B. GOTS, Blauer Engel 


Förderung innovativer Infrastrukturen und Geschäftsmodelle im Bereich der Instandhaltung, Weiterverwer- 
tung und Wiederverwendung von Bekleidungstextilien 

Neben der Frage, wie nachhaltig ein Kleidungsstück hergestellt worden ist, ist für seine ökologische Bilanz 
auch die Art und Weise der Nutzung entscheidend. Eine längere Nutzung von Bekleidung spart Geld und 
schont Ressourcen. So würde eine Verlängerung ihres Gebrauchs um neun Monate die negativen Umweltwir- 
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kungen schätzungsweise um ein Fünftel bis ein Drittel reduzieren. Die von Flerstellem freiwillig verwendete 
Pflegekennzeichnung informiert bereits heute Konsumentinnen und Konsumenten, wie sie ihre Bekleidung 
behandeln sollten, dass sie möglichst lange ihre Qualität und Funktionalität beibehält. 

Erste Ansätze für weitere innovative Konzepte im Bereich der Nutzungsdauerverlängerang sind erkennbar. So 
bietet ein niederländisches Modelabel ein Leasingkonzept für fair hergestellte Jeanshosen an und es haben 
sich neben Kleidertausch-Partys und KJTA-Flohmärkten auch Intemetplattformen und Abonnement-Modelle 
für den Tausch gebrauchter Kleidung etabliert. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Unterstützung und Förderang der Entwicklung ressourcenschonender Konzepte und Geschäftsmodelle 
im Bereich von Bekleidungstextilien, z. B. Upcycling-Mode und Änderangsateliers, u. a. durch Pilot- 
projekte und Umweltzeichen 

o Fortführung des BMBF-Forschungsprojektes "Slow Fashion" (2015 bis 2017), welches auf eine 
freiwillige Entschleunigung und eine damit einhergehende Einschränkung des Bekleidungskon- 
sums durch eine Verlängerung der Nutzungsphase von Kleidung abzielt 

- Erhöhung des Einsatzes von Recyclingfasem, z. B. durch das öffentliche Beschafftmgswesen 

- Unterstützung der Rahmenbedingungen für eine vielfältige Angebotsstraktur (u. a. bei kleinen und 
mittleren Unternehmen und Start -ups) 


Verringerung möglicher Umwelt- und Gesundheitsrisiken bei neuartigen Funktionstextilien 

Bestimmte Funktionalitäten bei Bekleidungstextilien werden häufig erst durch den Einsatz chemischer Stoffe 
und Materialien möglich. Einige dieser Stoffe sind bedenklich. Beispiele sind die Verwendung von perfluo- 
rierten und polyfluorierten Chemikalien (PFC) in wasserdichter Regenkleidung, der Einsatz von Formalde- 
hydharzen in knitterfreien Flemden, die Ausrüstung von Bekleidungstextilien mit Triclosan zwecks antibakte- 
rieller Wirkung oder die Verwendung von Nanosilber in gerachshemmender Sportkleidung. Die mit der Fler- 
stellung, Nutzung und Entsorgung derartiger Textilien verbundenen Risiken für Mensch und Umwelt sind oft 
noch wenig erforscht. Obwohl Funktionstextilien für bestimmte Anwendungen erforderlich sind (Arbeits- 
schutzausrüstung), sind manche Funktionen für den täglichen Gebrauch häufig nicht notwendig. Flier könnten 
Verbraucherinnen und Verbraucher durch Bereitstellung von Informationen ermutigt werden weitere Aspekte 
bei der Wahl der Kleidung im Bereich der Funktionstextilien, neben Preis und Funktionalität, zu berücksichti- 
gen, wie z. B. Gesundheits-, Sozial- und Umweltaspekte. Insbesondere könnten hier auch Innovationen im 
Bereich der besonders sozialverträglichen und umweltschonenderen Herstellungsprozesse oder bei der Nut- 
zung von Substituten für bestimmte Chemikalien hervorgehoben werden. Vor diesem Hintergrund gilt es, 
Entwicklungstrends im Textilbereich zu beobachten und sofern von ihnen Risiken für Umwelt und Gesund- 
heit ausgehen könnten, diese wissenschaftlich zu untersuchen. Ggf sind dann im Sinne des Vorsorgeprinzips 
angemessene Risikomanagementstrategien zu entwickeln. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Unterstützung von ambitionierten unabhängigen Standards für Produkte, deren gesamter Herstellungs- 
prozess und die nachfolgende Nutzung für die Gesundheit unbedenklich und ressourcenschonend ist 

- Verstärkter Einsatz umweltschonender und gesundheitlich unbedenklicher technologischer Innovatio- 
nen, z. B. PFC-freie Materialien, Recyclingfasem oder pflanzlich gewonnene Fasern 

- Ausweitung der wissenschaftlichen Untersuchungen in Bezug auf chemische Substanzen und Mi- 
schungen in Textilprodukten und deren Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit oder die Um- 
welt 

- Bereitstellung von Informationen für Verbraucherinnen und Verbraucher über verschiedene zusätzliche 
Aspekte bei Funktionstextilien (z. B. im Bereich Umwelt und Gesundheit) und Bereitstellung von In- 
formationen zu möglichen Alternativen und/ oder neuen besonders umweit- und gesundheitsfreundli- 
chen Innovationen 
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4.6 Freizeit und Tourismus 

Relevanz des Freizeit- und Tourismusbereiehs für einen naehhaltigen Konsum 

Dienstleistungen im Freizeit- und Tourismusbereich haben teils erhebliche Auswirkungen auf die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen. Hierzu gehören Alltags- und Freizeitbeschäftigungen, wie etwa die Ausübung 
von Breitensport und Fun- und Outdoor- Sportarten, der Besuch von Kultureinrichtungen, Shopping sowie Ge- 
schäfts- und Urlaubsreisen. Zu letzteren zählen Erholungsurlaube und Städtereisen genauso wie Natur- und 
Aktivtourismus sowie Fahrrad- und Wanderurlaube. Diese Freizeitbereiche stehen nicht immer im Einklang 
mit dem Schutz von Natur und Umwelt, obwohl sie oft auf intakte Ökosysteme und Landschaften und auf 
Sauberkeit von Luft und Wasser angewiesen sind. 

Global entfallen rund fünf Prozent der C02-Emissionen auf den Tourismus. Drei Viertel der dem Tourismus 
zugeordneten C02-Emissionen stammen aus dem Verkehr, wovon 40 Prozent durch den Flugverkehr verur- 
sacht werden: die Wahl des Verkehrsmittels ist mit Blick auf einen klimaverträglichen Tourismus demzufolge 
entscheidend. So wird derzeit für mehr als die Hälfte der Urlaubsreisen ins Ausland das Flugzeug genutzt. 
Nachhaltigkeitsbezogene Auswirkungen können aber auch direkt vor Ort entstehen. Der Bau und Betrieb von 
Freizeit- und touristischen Infrastrakturen verbraucht Energie und weitere natürliche Ressourcen. Ferner kön- 
nen der Flächenverbrauch von touristischen Infrastrukturen und bestimmte Natursportaktivitäten zu einer Ge- 
fährdung der biologischen Vielfalt, insbesondere in natumahen und ökologisch sensiblen Gebieten, führen. 
Andererseits schafft der Tourismus gerade in weniger entwickelten Ländern zahlreiche breitenwirksame Mul- 
tiplikatoreneffekte, indem er die lokale Wirtschaft ankurbelt und oftmals als Grundlage für den Schutz der bi- 
ologischen Vielfalt gilt. 

Hemmnisse eines naehhaltigen Konsums im Freizeit- und Tourismusbereieh 

Eine wichtige Informationsquelle für nachhaltige Angebote im Tourismus sind Kennzeichnungen und Labels 
wie z. B. die Umweltdachmarke Viabono oder die Tourcert-Zertifizierang. Allerdings kennen nur drei Prozent 
der Deutschen Viabono und entsprechend gering ist insgesamt die Nachfrage nach zertifizierten Gastgebern 
oder Anbietern. Gleichzeitig ist derzeit überhaupt nur ein geringer Teil von Tourismusdienstleistem mit einem 
glaubwürdigen Nachhaltigkeits- oder Umweltkennzeichnen zertifiziert, obwohl es neben nationalen Kennzei- 
chen auch eine Vielzahl anerkannter internationaler Nachhaltigkeitslabels im Tourismus gibt. Mittlerweile 
existieren im weltweiten Tourismus mehr als 140 Gütesiegel, was die Übersichtlichkeit erschwert. Hinzu 
kommt, dass der Reisemarkt ein äußerst preissensibler Markt ist, in dem häufig bereits sehr geringe Preisun- 
terschiede ausschlaggebend für die Buchungsentscheidung der Verbraucherinnen und Verbraucher sind. Im 
Tourismus hängt Erfolg von der Qualität der Dienstleistung ab, weswegen Standards für soziale Verantwor- 
tung und Umweltschutz nicht von Standards für Untemehmensqualität getrennt werden können. 

Auch bei der Freizeitgestaltung fehlen Verbraucherinnen und Verbrauchern oft relevante Informationen, die 
zu nachhaltigeren Entscheidungen beitragen könnten: Beispielsweise entstehen die Umweltbeeinträchtigungen 
von Outdoor-Sportarten zu einem großen Teil aufgrand von Unwissenheit oder mangelnder Sensibilität ge- 
genüber der Natur. Sportverbände und Vereine sind zwar sehr engagiert in der „Besucherlenkung“ und Auf- 
klärung, jedoch stellt das Erreichen der nicht in Vereinen oder Sportverbänden organisierten Personen insbe- 
sondere in den Outdoor-Trendsportarten und Freizeitaktivitäten (z. B. Snow-Kiting, Geo-Caching) weiterhin 
eine große Herausforderang dar. 

Nachhaltige Tourismus- und Freizeitangebote sind insbesondere im Massenmarkt noch wenig sichtbar. Einer- 
seits werden nachhaltige Reisebausteine, z. B. ein zertifiziertes Hotel, die Möglichkeit per Bahn zum Flugha- 
fen zu reisen bzw. die Möglichkeit der Kompensation von Emissionen, häufig nicht aktiv beworben. Anderer- 
seits hängt ein stringent nachhaltigeres Reiseangebot insbesondere bei Urlaubs- aber auch bei Geschäftsreisen 
von vielen Akteuren ab. Beispielsweise lehnt in Deutschland zwar mittlerweile die große Mehrheit der Ver- 
braucherinnen und Verbraucher typische Attraktionen wie Delfinarien oder nicht-artgerechte Haltung von 
Wildtieren zum Zwecke der Unterhaltung der Urlauber ab. Viele Destinationen sehen diese jedoch weiterhin 
als wichtigen Besuchermagnet an. 

Neben dem Urlaubssegment gibt es auch erhebliches Verbesserungspotenzial bei Geschäftsreisen. Nur wenige 
Firmen kompensieren tatsächlich die durch ihre Mitarbeiterreisen verursachten Emissionen oder buchen kon- 
sequent Hotels, die nachhaltigkeitszertifiziert sind, wenn es entsprechende Möglichkeiten am Reiseziel gibt. 
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Politik für einen naehhaltigen Tourismns 

Die bestehenden Anstrengungen zur Reduzierung der ökologischen und sozialen Auswirkungen, die von Ur- 
laubs- und Geschäftsreisen ausgehen, sollten vor dem Hintergrund der angeführten Problemfelder und 
Hemmnisse verstärkt werden. Es kommt darauf an, das bei vielen vorhandene Interesse oder Verständnis für 
eine nachhaltigere Gestaltung von Urlaub und Reisen in entsprechende Handlungen zu überführen. 

Transparenz bei nachhaltigem Tourismus schaffen 

Die Informationsangebote zu Anforderangen sowie Angeboten eines nachhaltigen Tourismus nehmen zu. 
Neben kommerziellen Angeboten wie dem „Forum Anders Reisen“ bieten Auszeichnungen wie der Bundes- 
wettbewerb nachhaltige Tourismusregionen und das Tourismusprojekt „Via Deutschland“ weitere Plattformen 
für die breitere Bekanntmachung nachhaltiger Urlaubsangebote. Ein weiteres wichtiges Instrument zur 
Verbraucherinformation sind, wie schon erwähnt, entsprechende Label und Zertifikate. Politische Förderung 
sollte darauf abzielen, die bestehenden Informationshilfen klarer zu kommunizieren und neue Ansätze anzu- 
regen, um so die Transparenz und die Nachfrage nach nachhaltigen Urlaubsaltemativen zu erhöhen. Geeigne- 
te Adressaten zur Förderung sind dabei neben den Reisenden selbst die Reisevermittler wie Reisebüros und - 
portale, denen aber häufig die notwendigen Kenntnisse und Ressourcen für eine kompetente Beratung fehlen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Stärkere, differenzierte Berücksichtigung und Gewichtung von Nachhaltigkeits- und insbesondere 
Umweltkriterien bei der Klassifizierung für Hotels, Gästehäuser, Gasthöfe und Pensionen (Stemesys- 
tem). Dabei sind alle relevanten Bewertungsbereiche einzubeziehen, z. B. hinsichtlich der Verwendung 
von Naturmaterialien, Bio- und regionalen Produkten, energieeffizienten Geräten / Fahrzeugen, 
Ökostrom, ressourcenschonende Bewirtschaftung, Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln / 
Mobilitätsangebot vor Ort. Das Bewertungsergebnis Umwelt und Ressourcen bezogener Nachhaltig- 
keitskriterien könnte in die Steme-Auszeichnung sichtbar integriert werden (z. B. Grüner Stern) 

- Integration von (regelmäßig überprüften) Nachhaltigkeitsinformationen in weitere elektronische Bu- 
chungsportale und Bewertungsplattformen als Entscheidungshilfen unter Berücksichtigung, dass die 
Übersichtlichkeit des Intemetangebotes für Verbraucherinnen und Verbraucher gewahrt bleibt 

- Verstärkte Integration von Biodiversitätsaspekten in Standards und Zertifizierungen im Bereich Tou- 
rismus 

- Analyse der Wechselwirkungen zwischen Kundenwahmehmungen und Kennzeichnungen/ Zertifizie- 
rungen für nachhaltige Tourismusangebote mit dem Ziel deren Wahrnehmung und das Vertrauen der 
Endkunden in die Kennzeichnungen zu stärken 

- Zusammenführang von Qualitäts- und Nachhaltigkeitsstandards, um das Vertrauen bei Reiseveranstal- 
tern in den Destinationen und bei Verbraucherinnen und Verbrauchern in den Quellmärkten zu erhöhen 

- Analyse ökonomischer Faktoren des Angebots und der Nachfrage nachhaltiger Urlaubs- und Touris- 
musangebote hinsichtlich der Preisunterschiede im Vergleich zu herkömmlichen Angeboten 


Klimafreundliche Urlaubsreisen fördern 

Der klimafreundlichste Urlaub ist meist der mit den kürzeren Reisewegen. Der entscheidende Faktor ist die 
An- und Abreise, die durch das jeweils gewählte Verkehrsmittel die Klimabelastungen des Urlaubs potenziert. 
Dabei entstehen die größten Klimaschäden durch die durch Flugreisen verursachten Treibhausgasemissionen. 
Eine Möglichkeit für Verbraucherinnen und Verbraucher, die Klimabelastung von z. B. Flugreisen zu reduzie- 
ren, besteht in der Kompensation der Treibhausgase über seriöse Anbieter. Jedoch kennt nur etwa ein Drittel 
der Deutschen diese Angebote und nur 7,5 Prozent geben an, bereits selbst kompensiert zu haben. Darüber 
hinaus sollten z. B. die bisherigen Aktivitäten zur Stärkung eines nachhaltigen Tourismus im Inland weiter 
ausgebaut werden. Die Bereitschaft klimafreundlichen Urlaub im Inland zu machen ist recht hoch. Hier fehlen 
in der Fläche noch Angebote, die wie bei Fahrtziel Natur An-/Abreise, Unterbringung und Mobilität vor Ort 
klima- und kundenfreundlich ermöglichen. 
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Konkrete Maßnahmen sind: 

- Unterstützung von Maßnahmen, die die Nutzung der freiwilligen Klimakompensation verbessern bzw. 
erhöhen 

- Beratung von inländischen Tourismusanbietem in Hinblick auf Nachhaltigkeit und deren (auch öko- 
nomische) Vorteile, z. B. mittels Fortführung und Weiterentwicklung von Energiesparkampagnen des 
Deutschen Hotel- und Gaststättengewerbes und z. B. nachhaltige Mobilitätsangebote 

- Nutzung und Erweiterung von Umwelt-/ Nachhaltigkeitsnetzwerken für einen stärkeren fachlichen 
Austausch zwischen Reiseveranstaltern, Tourismusregionen, Gastronomie und Beherbergungsbetrieben 
und damit eine stärkere Verbreitung Nachhaltigkeitsansätzen in diesem Bereich 

- Verbesserung des Nachhaltigkeits-Knowhows in der Prozesskette 


Freizeitangebote als nachhaltigkeitsorientierte Lernorte fördern 

Gelegenheiten zur Reflexion des eigenen Konsumverhaltens und zur Erprobung nachhaltiger Verhaltenswei- 
sen sollten ergänzend zur schulischen und außerschulischen Bildung in der Freizeit — im Sinne erlebnisorien- 
tierter Lemorte - geboten werden. Bekannte Beispiele für bildungsorientierte Lemorte sind Museen, Zoos, 
Biosphärenreservate und Nationalparks oder Themenparks. Seit einiger Zeit erprobt auch die Konzert- und 
Festivalbranche zunehmend Formate (z. B. die Green Music Initiative), die Verantwortung und Vergnügen 
verbinden. Ziel dieses Handlungsansatzes ist es, Freizeitveranstaltungen und -einrichtungen zukünftig noch 
stärker für die Vermittlung von Themen des nachhaltigen Konsums zu nutzen. 

Konkrete Maßnahmen sind: 

- Bestehende Beratungs- und Informationsinstrumente politischer Institutionen um modellhafte Ansätze 
erlebnisorientierten Lernens ergänzen 

- Ausbau von Projekten, die Freizeitaktivitäten und Bildung für nachhaltige Entwicklung verbinden 
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5 Umsetzung und Monitoring des Programms 

5.1 institutioneiie Begieitung des Programms 

Zur Begleitung und Umsetzung des Programms wurde eine Interministerielle Ressort-Arbeitsgruppe einge- 
richtet, in der alle vom nachhaltigen Konsum berührten Ressorts vertreten sind. Geleitet wird diese durch das 
BMUB, das BMJV und das BMEL. 

Neben der Arbeitsgrappe ist beabsichtigt, für die Begleitung und Umsetzung des Nationalen Programms für 
nachhaltigen Konsum ein beim Umweltbundesamt angesiedeltes Kompetenzzentram einzurichten, das unter 
Einbeziehung der Ressorts die Umsetzung des nationalen Programms unterstützt. Dieses bündelt zum Beispiel 
die Wissensbasis zum Thema nachhaltiger Konsum, indem es Fachwissen sammelt und an die Öffentlichkeit 
vermittelt und Grundlagen für eine Weiterentwicklung des Programms erarbeitet. Das Kompetenzzentram 
kann dabei auf die Forschungsergebnisse zurückgreifen, die insbesondere im Forschungsrahmenprogramm 
„Forschung für Nachhaltige Entwicklung“ (FONA^) des BMBF zum nachhaltigen Konsum bereitgestellt wer- 
den. Forschung soll so in enger Zusammenarbeit mit Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft das grundlegen- 
de Wissen für Innovationen zum nachhaltigen Konsum entwickeln. 

Zur stärkeren Einbeziehung der gesellschaftlichen Gruppen bei der Umsetzung des Programms wird ein nati- 
onales Netzwerk „Nachhaltiger Konsum“ gegründet, welches vom Kompetenzzentram koordiniert wird und 
auch der Vernetzung der Akteure dient. Das Netzwerk fordert die Intensivierung eines fachübergreifenden 
und praxisorientierten Dialogs sowie die Kooperation zwischen Akteuren aus Wissenschaft, Politik, Wirt- 
schaft und Zivilgesellschaft. Es dient u. a. einer Verbreitung von Best Practice Beispielen, Kooperationen von 
Akteuren in einzelnen Handlungsbereichen etc. Zu diesem Zwecke sollen regelmäßige Konferenzen und Ex- 
pertenveranstaltungen zu ausgewählten Themen veranstaltet werden. Im Rahmen dieses Netzwerks wird auch 
der Dialog zum Thema „Nachhaltiger Konsum und biologische Vielfalt“ fortgeführt. 

Ziel dieser institutioneilen Einrichtungen ist es, die Aktualität des Themas nachhaltiger Konsum dauerhaft im 
Bewusstsein zu halten, einen fachlichen Austausch zu gewährleisten, Synergien zu schaffen und einen Bezug 
zu Politikprozessen auf globaler Ebene herzustellen. Darüber hinaus stellt das Zusammenwirken der verschie- 
denen Instrumente sicher, dass Maßnahmen zur Stärkung des nachhaltigen Konsums im Laufe der Zeit — ab- 
hängig von ihrer Evaluierung - angepasst bzw. weiterentwickelt, sowie falls erforderlich, ggf. neue Maßnah- 
men identifiziert und geprüft werden 

5.2 Fortschrittsbericht, Erfoigskontroiie und Beteiiigung 

Um den Fortschritt und Erfolg des Nationalen Programms für nachhaltigen Konsum sicherzustellen, ist eine 
regelmäßige Erfolgskontrolle und Aktualisierung vorgesehen. Im Einklang mit den zukünftigen internationa- 
len Indikatoren zur Messung nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster im Rahmen der 2030 Agenda für 
nachhaltige Entwicklung sowie im Einklang mit der Weiterentwicklung der Nationalen Nachhaltigkeitsstrate- 
gie soll ein Indikatorensatz entwickelt werden, um die Fortschritte transparent bewerten zu können. Dies er- 
folgt mit Unterstützung eines Forschungsprojektes und wird in der Ressort- Arbeitsgrappe diskutiert. Ein Leit- 
indikator könnte dann auch in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verankert werden. 

Des Weiteren soll der Erfolg konkreter politischer Maßnahmen möglichst evaluiert werden oder schon im 
Vorfeld der allgemeinen Einführung in kleinerem Rahmen wissenschaftlich getestet werden — idealerweise im 
Rahmen von randomisiert kontrollierten Feldstudien. 

Zudem wird geprüft, ob Maßnahmen der Bürgerbeteiligung (wie z. B. Bürgerkonferenzen) eingesetzt werden, 
um Ideen, Meinungen und Akzentuierungen von Bürgerinnen und Bürgern im Kontext des nachhaltigen Kon- 
sums zu identifizieren, die dann in den Fortschrittsbericht einfließen können. 
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